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EDITORIAL/124: Hampelmann (SB)





Wochendruckausgabe 124 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.03.2019
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Hampelmann

Oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann, mein Hampelmann,

oh du, mein Hampelmann,

mein Hampelmann bist du.

So lauten die Worte eines volkstümlichen Kinderliedes. Gemeint ist
eine durch Fäden in ihren Gelenken verknüpfte Puppe, die, an die Wand
an einen Nagel oder Haken gehängt, mithilfe einer Fadenverlängerung zu
hampelnden und spreizenden Bewegungen manipuliert werden kann. Dabei
erweckt sie nicht selten durch entsprechend geschickte Handhabung den
Eindruck eines tanzenden und hüpfenden Narren oder Clowns.

Wird nun die Manipulation geschickt genug verborgen, wird die
Aufmerksamkeit des Betrachters oder zufälligen Beobachters wesentlich
durch den Eindruck einer sich frei bewegenden Figur an der Wand
bestimmt. Nicht zuletzt ist es eine latente Orientierungsnot, die den
Menschen dazu veranlaßt, Dinge und Verhältnisse anders zu sehen als
sie es tatsächlich sind. So etwas prädestiniert schlußendlich die
Aufmerksamkeit im allgemeinen und manchmal auch im besonderen für
Täuschungen und Selbsttäuschung.

Dabei ist der Hampelmann in seiner Funktion naturgemäß noch leicht zu
durchschauen und für jedermann an seinem Zugfaden zu erkennen. Viel
schwieriger wird es jedoch bereits, wenn statt eines Fadens ein
Gebäude an der ins Auge gefaßten Figur hängt wie beispielsweise ein
Weißes Haus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. März 2019
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ATOM/207: Halbwertzeit - den Gefährdungen zum Trotz ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 15. März 2019

Uranfabriken: Massive Kritik an Bundestagsbeschluss 

Karfreitag wieder Ostermarsch zur Gronauer Uranfabrik



(Berlin, Düsseldorf, Hannover, Bonn, 15.03.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) kritisiert massiv den
Bundestagsbeschluss, dass die umstrittenen Uranfabriken in Gronau und
Lingen unbefristet weiter laufen sollen. Am Donnerstag (14. März 2019)
hat eine große Mehrheit der Bundestagsabgeordneten Stilllegungsanträge
der Linksfraktion sowie der Fraktion von Bündnis 90 / Die Grünen abgelehnt.
[1], [2]

Nach Auffassung des BBU ist der unbefristete Betrieb der Uranfabriken
unverantwortlich und nicht hinnehmbar. "Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird
nicht tatenlos zusehen, wie in Gronau und Lingen weiterhin
Nuklearbrennstoffe für Atomkraftwerke in aller Welt, aber auch in großen
Mengen Atommüll, produziert werden", so das Gronauer
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer aktuellen Pressemitteilung
des BBU.

Ebenso wie Atomkraftwerke sind auch Uranfabriken mit verschiedensten
Gefahren behaftet. Die Anlagen in Gronau und Lingen arbeiten beide mit
der hochgefährlichen Substanz Uranhexafluorid. Beide Anlagen sind nicht
gegen Flugzeugabstürze gesichert und in Gronau wird Atommüll in
Containern unter dem freien Himmel gelagert. Ende 2018 sorgte die
Brennelementefabrik in Lingen für Sorgen und Aufsehen, weil es dort
einen Brand gegeben hat. In dessen Folge wurde die ganze Anlage für zwei
Monate stillgelegt.

Mit ihrem Abstimmungsverhalten im Bundestag sind die Abgeordneten der
Großen Koalition von CDU/CSU und SPD ihrer ehemaligen
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks in den Rücken gefallen.
Gutachten, die noch während ihrer Amtszeit in Auftrag gegeben wurden,
belegen, dass durchaus die rechtliche Möglichkeit besteht, den
Uranfabriken die Betriebsgenehmigung zu entziehen. [3]

Die Anti-Atomkraft-Bewegung wird sich weiterhin mit Nachdruck für die
Stilllegung der Gronauer Urananreicherungsanlage und der
Brennelementefabrik in Lingen einsetzen. Schon jetzt rufen u. a. der
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, das Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen und der BBU zur Teilnahme an einem Ostermarsch auf, der
Karfreitag (19.4.19) wieder vom Gronauer Bahnhof zur
Urananreicherungsanlage führen wird. Auftakt ist um 13 Uhr am Bahnhof.
Zuvor treffen sich bereits am 7. April traditionell
Anti-Atomkraft-Initiativen aus verschiedenen Orten zum monatlichen
Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage. Und in
Lingen wird weiterhin mit der "Lingen-Resolution" die sofortige
Stilllegung der Brennelementefabrik und des AKW Emsland gefordert.
Mit dem Elternverein Restrisiko Emsland, weiteren Initiativen aus dem
Weser-Ems-Bereich und der Deutschen Sektion der Internationalen Ärzte
für die Verhütung des Atomkrieges (IPNW) haben bereits mehr als 350
Initiativen und Verbände die Resolution unterschrieben.[4], [5]

Bei ihren Protesten vernetzt sich die Anti-Atomkraft-Bewegung auch
weiterhin international. "Wir setzen uns grenzüberschreitend auch für
die Stilllegung der niederländischen Urananreicherungsanlage ein und
arbeiten auch gemeinsam mit belgischen Anti-Atomkraft-Initiativen, um
die Stilllegung der belgischen AKW zu erreichen", so Udo Buchholz.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

http://www.bbu-online.de


Anmerkungen:

[1] https://www.wn.de/Muensterland/Kreis-Borken/Gronau/3702244-Trittin-kritisiert-Weiterbetrieb-Bundestag-lehnt-Schliessung-der-Urananreicherungsanlage-ab

[2] https://www1.wdr.de/nachrichten/westfalen-lippe/urananreicherung-gronau-bundestag-100.html

[3] https://www.ippnw.de/atomenergie/atomrecht/artikel/de/gutachten-uranfabriken-koennen-stil.html

[4] https://ostermarsch-gronau.de

[5] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202018.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 15.03.2019

Pressemitteilung Trägerkreis der Ahaus-Demonstration

Rede von Udo Buchholz in Ahaus

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/577: Klimakampf und Kohlefront - Sternmarsch gegen fortgesetzten Kohleabbau ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir 

Gemeinsame Pressemitteilung zum Sternmarsch am 23. März 2019

Unsere Zukunftsperspektive: Alle Dörfer und Hambacher Wald bleiben!



Nach der Empfehlung der Kohlekommission ist die Rettung der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Waldes nicht nur wünschenswert und möglich - sie
ist notwendig. Mit dem von der Kommission vorgeschlagenen Einstieg in den
Kohleausstieg werden zusätzlich zur bereits umgesetzten
Sicherheitsreserve weitere Kapazitäten an Braunkohlestrom aus dem Markt
genommen, so dass eine deutliche Verkleinerung der Tagebaue Hambach und
Garzweiler wirtschaftlich und ökologisch konsequent ist.
RWE forciert aktuell Umsiedlungen und zerstört bestehende Dörfer. Wer jetzt
noch so handelt, wer jetzt noch Natur und Lebensraum verheizt, der ist
nicht an der Zukunft unserer Gesellschaft, unserer Kinder und Enkel und
erst recht nicht an der Zukunft unserer Erde mit all ihren Geschöpfen
interessiert.

Für den Hambacher Wald haben sich hunderttausende Menschen engagiert. Der
Hambi bewegt ganz Deutschland und weit darüber hinaus - längst ist der Wald
zu einem Symbol für die stark wachsende Klimabewegung geworden. Aber noch
ist der Wald nicht endgültig gerettet. Und die bedrohten Dörfer benötigen
die gleiche Aufmerksamkeit und unsere Unterstützung - bleiben sie, dann ist
das ein gutes Zeichen für das Klima und für unsere Zukunft. Fallen sie,
dann hat sich das alte, graue, zerstörerische System durchgesetzt.

Angesichts der verstörenden Botschaften aus der Landespoltiik sagen wir in
aller Klarheit: Dörfer und Wald lassen sich nicht spalten! Wenn wir
Menschen überleben wollen, dann muss das Klima und damit alle Dörfer und
der Wald gerettet werden. Wir erwarten seitens der Landesregierung endlich
klare Botschaften:


	Sofortiger Stopp aller Abriss- und Rodungsarbeiten

	Auf Wunsch von Betroffenen sofortiges Aussetzen von Umsiedlungsverhandlungen (Enteignungsverfahren und Umsiedlungsverhandlungen für Bleibewillige)

	Echte Beteiligung der Betroffenen und der Zivilgesellschaft insgesamt an der Entwicklung der neuen Leitentscheidung mit flexiblen Optionen

	Stillhalteabkommen Hambacher Wald: Verzicht auf Räumungen und damit Rodungen

	Verpflichtung des Bergbaubetreibers auch nach dem Ende des Abbaus für alle Folgeschäden aufzukommen.



Dafür zeigen wir am 23. März als HAMBI-SOLI-STERNSCHWEIF unsere Solidarität
und laden alle UnterstützerInnen ein mitzumachen.


Startpunkt Immerath

14 Uhr Versammeln und Beginn der Auftaktkundgebung an den
Domfundamenten

15 Uhr Start der gut 5 Kilometer langen Demostrecke nach Keyenberg

Auf der Auftaktkundgebung sprechen Menschen aus Immerath, der Region sowie
Menschen aus unterschiedlichen Akteursgruppen der Klimabewegung rund um den
Hambi.

Wir empfehlen ein Lunchpaket und ausreichend zu Trinken.




Die UnterzeichnerInnen der Pressemitteilung:

Alle Dörfer Bleiben / Aktionsbündnis "Stop Westcastor" / AntiAtom Bonn /
BUND NRW / BUND Rhein-Erft / Bundjugend NRW / Dachverband Kritische
Aktionärinnen und Aktionäre / Das Gelbe Band / Die Grünen Rhein-Erft / DIE
LINKE. Rhein-Erft / FKU e.V. / Ev. Gemeinde Düren / Fossil Free Aachen /
Fossil Free Hochsauerland / Fridays for Future Aachen / HambiCamp 2.0 /
Hambi-Support Aachen / Hambi-Support München / Initiative 3 Rosen e.V. /
Initiative Buirer für Buir /
Katholikenrat der Region Düren / Kirchenkreis Jülich / Klimaforum Detmold /
Leben ohne Braunkohle / NABU Kreisverband Düren / pax christi Gruppe
Erftstadt / P.R.O.e.V. (REGIOOEL) / Regionalratsfraktion DIE LINKE.

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/576: Klimakampf und Kohlefront - die Kirche fordern ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 12.03.2019

Bündnis protestiert bei der Frühjahrstagung der katholischen Bischöfe am
13. März in Lingen



Dorfbewohner*innen aus dem Rheinischen Revier, katholische Christinnen und
Christen, Umweltschutz- sowie Anti-Atom-Gruppen aus dem Münsterland und
Kritische Aktionärinnen und Aktionäre protestieren am 13. März bei der
Frühjahrsvollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz in Lingen für die
Erhaltung von Dörfern und Kirchen an den Tagebauen Garzweiler und Hambach.

Bei einer Kundgebung am Mittwochnachmittag vor dem Ludwig-Windthorst-Haus
in Lingen überreicht das Bündnis den Bischöfen den "Appell katholischer
Christen: Schöpfung bewahren! Kohleabbau stoppen! Hambacher Wald retten!".

"Seit die Kohlekommission ihre Empfehlungen an die Politik vorgelegt hat,
beschleunigt RWE den Abriss der Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und
Hambach", berichtet Barbara Ziemann-Oberherr aus dem Erkelenzer Ortsteil
Keyenberg. Sie hat wie viele Menschen aus den Dörfern an den
Braunkohletagebauen den Appell katholischer Christen unterzeichnet.
"Bedroht sind auch fünf Kirchen am Grubenrand: Die in meiner Gemeinde in
Keyenberg wäre wohl als erste dran, dann auch Kuckum, Berverath,
Morschenich und Manheim. Tag für Tag erleben wir, wie der Konzern vor
unserer Haustür die Vorbereitungen für den Kohleabbau vorantreibt. Viele
von uns empfinden dies als Psychoterror, um uns zum Verlassen unserer
Heimat zu zwingen."

Mehr als 40.000 Menschen im Rheinischen Revier wurden wegen des
Braunkohletagebaus zwangsumgesiedelt. Dutzende von Kirchen im Bistum Aachen
und im Erzbistum Köln fielen den Baggern zum Opfer. "Nun appellieren wir an
die katholische Kirche, die einer der größten Grundeigentümer und
Immobilienbesitzer im Rheinland ist, keine weiteren Kirchen zu entwidmen,
auf die Entschädigung von RWE zu verzichten und sich schützend vor ihre
Gemeinden zu stellen", sagt Markus Dufner vom Dachverband der Kritischen
Aktionärinnen und Aktionäre. "Würden die Bischöfe sich mit den Menschen am
Tagebaurand solidarisieren, würde dies auch den Ministerpräsidenten und
Katholiken Armin Laschet unter Druck setzen." Peter Bastian von der
Initiative Sofortiger Atomausstieg (Sofa) Münster ergänzte: "Derselbe Armin
Laschet, der vor einem Jahr vorschlug, den Braunkohlestrom von RWE nach
Belgien zu liefern, wenn dort die Hochrisiko-AKW Doel 2 und Tihange 3
stillgelegt würden. Dies hatte den Zusammenschluss der Anti-Kohle- und der
Anti-Atom-Bewegung zur Folge. Und jetzt stehen wir solidarisch hier, aber
keiner der Bischöfe will mit uns reden."

"Die christliche Verantwortung für die Bewahrung der Schöpfung hat zwar
Ausdruck in der Enzyklika 'Laudato si' von Papst Franziskus gefunden, aber
es fehlt die konkrete Umsetzung in der Praxis", so Markus Dufner. "Wir
müssen die Politik gemeinsam dazu bringen, mit der klimaschädlichen
Kohleverstromung so schnell wie möglich aufzuhören."

Beteiligte Organisationen:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre 

Sofortiger Atomausstieg (Sofa)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen - Elternverein Restrisiko
Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf



Petition:

Online-Petition "Appell katholischer Christen: Schöpfung bewahren!
Kohleabbau stoppen! Hambacher Wald retten!"

https://weact.campact.de/petitions/appell-katholischer-christen-schopfung-bewahren

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. März 2019 
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MUMIA/946: Keine Hilfe zu erwarten (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 948

Keine Hilfe zu erwarten

US-Justiz verfolgt Antifaschisten und lässt Nazis ungeschoren: Wenn Nazis
Antifaschisten niederstechen ist das »Notwehr«, wenn Antifaschisten sich
den braunen Totschlägern entgegenstellen, begehen sie »Landfriedensbruch«

von Mumia Abu-Jamal, März 2019



Es folgt die vollständige Übersetzung der Kolumne, die zur
Veröffentlichung in jW gekürzt wurde:

Keine Hilfe zu erwarten

Eine Szene in den USA: Cops beobachten eine Auseinandersetzung zwischen
Faschisten und Antifaschisten. Es fließt Blut, und Webcam-Videos zeigen
Mitglieder der faschistischen Traditionalist Worker Party, der mit ihr
verbündeten kalifornischen Golden State Skinheads und des Ku Klux Klan
(KKK), die alle nicht nur mit Messern bewaffnet sind, sondern
offensichtlich damit auch Menschen niederstechen, die nur mit Fahnen und
Transparenten »bewaffnet« sind. Gegen welche der beiden Seiten wurde dann
wohl wegen Straftaten ermittelt? Und welche Seite ist wohl schon lange vor
diesen Ereignissen von Staats- und Bundespolizisten observiert worden? Mein
Tip: Es waren nicht die Faschisten.

Laut der britischen Zeitung The Guardian über ein laufendes Strafverfahren
gegen drei Antifaschisten in Kaliforniens Hauptstadt Sacramento wegen
»Körperverletzung« und »Landfriedensbruch« konzentrierten sich die
Polizisten bei ihren Ermittlungen nur auf die Antifa und Black Lives
Matter.

Die Anklage geht zurück auf ein Geschehen im Juni 2016, als sich
antifaschistische Gruppen in Sacramento anlässlich eines Aufmarschs der
Neonazis zu einer Gegendemonstration versammelt hatten. Wie erwartet, kam
es dabei zu heftigen Zusammenstößen, an deren Ende acht Antifaschisten
durch Messerstiche und Dutzende weitere durch andere Gewaltattacken der
Faschisten verletzt wurden. Wieso wurde von den Neonazis niemand wegen
irgendeiner Straftat belangt, während Antifaschisten wegen aller möglichen
Delikte angezeigt wurden?

Die Antwort gibt Donovan Ayres, ein Polizist der kalifornischen Highway
Patrol, der am Tag der Demonstration ein »taktisches Team« seiner Einheit
leitete und danach mit den Ermittlungen zu den Zusammenstößen beauftragt
war. Er trug Hunderte Seiten mit belastenden Beweisen gegen die
Antifaschisten zusammen. Und gegen die Nazis? Nichts! Die hatten ihre
Kundgebung angemeldet und damit »jedes Recht« zu demonstrieren, wie Ayres
als Zeuge vor Gericht aussagte. Und was ist mit denen, die sich ihnen
entgegengestellt haben? Die sind für ihn schlicht »Störer«, die den anderen
ihr Grundrecht nehmen wollten und sich damit strafbar machten. Die »Nazis«,
die Ayres vor Gericht nicht so nennen wollte - das sei nicht seine
»Bewertung« -, hatten seiner Meinung nach ausschließlich in Notwehr
gehandelt. Deshalb habe er »nicht gegen sie ermittelt«.

Ayres durchforstete nur das Leben von etwa hundert Antifaschisten, die er
namentlich ermittelt hatte, kontrollierte ihren E-Mail-Verkehr und
spionierte auf ihren Facebookseiten. In seine Ermittlungen bezog er auch
Antifaschisten aus indigenen und Chicano-Gruppen ein, von denen zwei
zusammen mit einer bekannten linken Aktivistin nun vor Gericht stehen. Als
Staatsanwältin Paris Coleman nach der Aussage von Ayres den Gerichtssaal
verließ, sagte ein Zuhörer ironisch zu ihr: »Vielen Dank, dass Sie weiße
Rassisten verteidigen!«

Ein Blick in die Geschichte hilft zu verstehen, warum derartiges Unrecht
möglich ist. Polizisten und Faschisten waren immer schon »beste Freunde«.
Als sich in den 1930er Jahren die Wirtschaft im freien Fall befand, machten
sich die Industrial Workers of the World (IWW), kurz »Wobblies« genannt, in
Kalifornien daran, Landarbeiter zu organisieren. Um die Profite der
Landbesitzer zu schützen, attackierten Polizei und KKK gemeinsam die
Wobblies, schlugen sie zusammen, verhafteten oder erschossen sie.

Als sich zeitgleich in den Südstaaten der USA schwarze Landarbeiter in der
Alabama Communist Party (ACP) organisierten, reichten sich auch dort Cops
und Klan im Interesse der reichen Landbesitzer die Hände und unterdrückten
die ACP mit Terror und Gewalt. Mehr erfährt man darüber in Robin D. G.
Kelleys mehrfach ausgezeichnetem Werk »Hammer and Hoe« oder zu den
aktuellen Kämpfen in »No One is Illegal - Fighting Racism and State
Violence on the U.S.-Mexico Border« von Justin Akers Chacón und Mike Davis.
Auch darin wird beschrieben, dass die Faschisten in Kalifornien und
anderswo bis heute viele Freunde in den Reihen der Polizei haben.
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INTERVIEW/183: Frauenstreik - mediale Fronten ...    Kersten Artus im Gespräch (SB)




Das Patriarchat ist ungefähr 8.000 Jahre alt. Das reicht. Es muss ein Ende
haben. Der politische Streik ist das Mittel, das wir haben, um Veränderungen
durchzusetzen. Und nicht ohne Grund ist er in Deutschland verboten.

Kersten Artus in ihrer Rede zum 8. März 2019 auf dem Rathausplatz in Hamburg [1] 

Von 2008 bis 2015 war Kersten Artus Abgeordnete der Partei Die Linke in der
Hamburger Bürgerschaft. Heute ist sie Vorsitzende von pro familia in Hamburg und
im Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung Hamburg aktiv. Am Landgericht Hamburg
wird derzeit über die Klage eines Abtreibungsgegners entschieden, der
systematisch ÄrztInnen wegen angeblichen Verstoßes gegen das sogenannte
Werbeverbot nach Paragraph 219a angezeigt hat, darunter auch die Gießener Ärztin
Kristina Hänel, die im November 2017 deswegen zu einer Geldstrafe verurteilt
wurde. Da Kersten Artus den Namen des Mannes im Internet öffentlich nannte,
wurde sie mit einer Unterlassungsklage belegt.

Das Landgericht Düsseldorf hat in einem gleichgearteten Fall entschieden, daß
die Online-Plattform BuzzFeed den Namen des Abtreibungsgegners nennen darf. Dort
wurde das öffentliche Informationsinteresse stärker gewichtet als das von dem
Kläger in Anspruch genommene Recht auf Anonymität im Rahmen des
Persönlichkeitsrechtes. Am 15. März fand die Verhandlung der gegen Kersten Artus
gerichteten Klage vor der Pressekammer des Landgerichts Hamburg unter
Anwesenheit zahlreicher solidarischer Unterstützerinnen statt, das Urteil wird
jedoch erst am 26. April verkündet.

In ihrer Rede zum Frauenstreik und Internationalen Frauenkampftag am 8. März
rief sie auch dazu auf, die Paragraphen 218 und 219 endlich zu streichen. Sie
bezeichnete den strafrechtlich durchgesetzten Zwang, eine ungewollte
Schwangerschaft auszutragen und eine ungewollte Geburt erleiden zu müssen, als
"besonders perfide Form der Gewalt", und setzte den Kampf für Frauenrechte
gleich mit dem Kampf "für eine Zukunft ohne Armut und ohne Kriege. Für eine
Welt, in der man leben darf, wo man möchte. Gegen Rassismus. Gegen Faschismus.
Gegen alte und neue Nazis." Schließlich forderte die ehemalige Betriebsrätin die
Gewerkschaften auf, sich mehr in der Frauenarbeit zu engagieren und insgesamt
feministischer zu werden, indem sie die unbezahlte Arbeit von Frauen stärker
thematisieren und in Tarifverhandlungen aufnehmen.

Nach ihrer Rede beantwortete Kersten Artus dem Schattenblick [2] einige ergänzende
Fragen.
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Schattenblick (SB): Frau Artus, könnten Sie kurz erklären, worum es in dem gegen
Sie angestrengten Prozeß geht?

Kersten Artus (KA): In dem Prozeß geht es um folgendes: Der Kläger, der zig
Frauenärztinnen und Frauenärzte nach Paragraph 219a Strafgesetzbuch angeklagt
und denunziert hat, will nicht, daß ich seinen Namen öffentlich nenne. Genau
dies habe ich sowohl auf Twitter wie auch auf meinem Blog und auf der
Solidaritätswebsite für Kristina Hänel getan, die ich in unserem Solikreis
betreibe. Er hat mich dafür abgemahnt, zudem soll ich seine Anwaltskosten
tragen, was ich nicht getan habe. Das soll nun vor der Pressekammer des Landgerichts
Hamburg geklärt werden. Der Prozeß wird hoffentlich nächsten Freitag zu meinen
Gunsten entschieden werden.

SB: Arbeiten Sie mit Kristina Hänel zusammen?

KA: Kristina Hänel und ich arbeiten sehr eng zusammen, und die beklagte
Namensnennung reiht sich natürlich in unsere Themen ein. Trotzdem handelt es
sich um ein Nebenschauplatz, den dieser Mann aufgemacht hat. Natürlich geht es
um Informationsrechte und Freiheiten auch für Journalistinnen oder für Menschen
wie mich - aber vor allen Dingen geht es um die Abschaffung des Paragraphen
219a. Und deswegen müssen wir diesen Prozeß jetzt leider führen, aber er steht
nicht im Zentrum der Auseinandersetzung. Natürlich sind alle wütend darüber, daß
dieser Mann, der das alles angeschoben hat, meint, sich da jetzt anonym
raushalten zu können. Das funktioniert natürlich nicht.

SB: Könnte das Exponieren von Männern, die solche frauenfeindliche,
antifeministische Aktionen machen, ganz allgemein eine Aktionsform der
feministischen Bewegung sein?

KA: Na ja, er konnte sich ja nicht dagegen wehren. Im April letzten Jahres habe
ich seinen Namen genannt, und im Juni fiel ihm auf, daß er das nicht möchte. Und
als er angefangen hat, gegen seine Namensnennung vorzugehen, und ich seine
Bemühungen zusätzlich bekannt gemacht habe, ist das herumgegangen wie nichts
Gutes. Sein Name ist jetzt wirklich sehr bekannt, das hat er sich selber
zuzuschreiben. Genau dieser Effekt ist es, dem er seine jetzige Bekanntheit
zu verdanken hat. Vorher hat sich wirklich niemand für ihn groß interessiert.
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SB: Die feministische Bewegung ist inzwischen sehr breit aufgestellt, wie die
grobe Einteilung in zweite und dritte Generation zeigt. Sie haben in Ihrer Rede
den Begriff des Patriarchats erwähnt, von dem Sie sagten, daß es nach 8000
Jahren Zeit für sein Ende sei. Halten Sie es für einen Verlust, daß der Begriff
heute nicht mehr so viel Verwendung findet wie in früheren Zeiten des
Feminismus?

KA: Das kann ich so nicht bestätigen. Als ich diesen Satz vorhin in der Rede
vortrug, kam spürbar der meiste Applaus auf, von daher ist der Begriff schon
bekannt. Er steht für die Herrschaftsstruktur, in der wir uns befinden, und daß
es sich um eine strukturelle Diskriminierung handelt, denke ich, ist allen hier
Anwesenden bewußt. Aber es ist natürlich richtig, wir müssen diese Sichtweise
und auch unsere Geschichte von Generation zu Generation weitergeben. Das hat
beim 219a hervorragend funktioniert. Es sind ganz viele junge Frauen, die sich
dagegen wehren, sich in ihrem Medium, dem Internet, mit dem sie aufgewachsen
sind, nicht frei informieren zu können. Und sie haben sich wunderbar mit älteren
Feministinnen verbunden, auch mit den Ärztinnen, die seit vielen Jahrzehnten
auch aus politischen Gründen diese Abbrüche machen, um für Frauengesundheit
einen wichtigen Beitrag zu leisten. Da sind in den letzten anderthalb Jahren
viele neue Verbindungen entstanden, was gar nicht im Sinne der Abtreibungsgegner
ist, aber diesen Effekt haben sie erzielt. Das hat gezeigt: Wir wehren uns
gemeinsam, und das auf eine sehr solidarische Art.

SB: Hier auf dem Rathausmarkt ist Jens Spahn immer wieder Thema. Rechte wie er
und Alice Weidel, die sich zu ihren gleichgeschlechtlichen Beziehungen bekennen,
hätte man sich früher, als Schwulsein unter jungen Menschen meist mit Linkssein
gleichgesetzt wurde, kaum vorstellen können. Wie sehen Sie das?

KA: Die geschlechtliche Identität und die sexuelle Art und Weise zu leben, sich
auszuleben, hat wirklich nichts mit dem politischen Bewußtsein zu tun, das hat
man auch beim 175a gesehen. Ich habe selber bewußt von einer Verschränkung von
Klasse und Gesellschaft gesprochen, und das meine ich auch so. Trotzdem
solidarisiere ich mich mit allen, die aufgrund ihres Geschlechts, ihrer
sexuellen Identität unterdrückt werden - dies würde auch für Jens Spahn gelten,
wenn er denn sexuell unterdrückt würde. Aber in der Sache Frauengesundheit,
sexuelle und reproduktive Rechte sind wir uns trotzdem spinnefeind und kämpfen
auch gegeneinander. Und Frau Weidel interessiert mich, ehrlich gesagt, überhaupt
nicht. Da schaue ich eher auf die SPD, was diese Partei in der Großen Koalition
tut und warum sie sich wirklich diesen Fundamentalisten so angebiedert hat, um
weiter an der Macht zu bleiben und jetzt in ihren Europawahlkampf zu starten.
Das finde ich, ehrlich gesagt, extrem problematisch. Und daß unser ehemaliger
Bürgermeister, Olaf Scholz, Jens Spahn diese fünf Millionen für eine völlig
sinnlose Studie genehmigt hat, die feststellen soll, daß es angeblich ein
psychisches Syndrom nach einem Schwangerschaftsabbruch gibt, ist wirklich
hanebüchen und dem gilt meine vollste Kritik.

SB: Wie weit ist es Ihrer Ansicht nach zweckmäßig, sich, wie etwa der
Ökofeminismus, mehr mit der Frauenbewegung in den Ländern des Globalens Südens
zu befassen, wo es häufig um Fragen wie die Verfügbarkeit von Land und
Ressourcen geht?

AK: Das hängt unmittelbar miteinander zusammen, weil der Sexismus in dieser
Gesellschaft ja wirklich strukturell überall durchwirkt. Wenn wir über
Ökofeminismus oder über feministische Außenpolitik sprechen - Sie können das
wirklich an jeder Frage festmachen -, sehen wir immer die strukturellen
Diskriminierungen von Frauen und anderen unterdrückten Geschlechtern, und
deswegen sind wir auch alle miteinander verbunden. Trotzdem ist es sinnvoll, die
Kämpfe im einzelnen zuzuspitzen, sich dann aber auch solidarisch zu verbünden,
wie das jetzt mit dem Bündnis gegen den Pflegenotstand geschieht. Da haben wir
die gleichen Gegner und die gleichen Gegnerinnen. Da müssen wir uns miteinander
verbinden.

Deswegen war es mir noch einmal wichtig, den politischen Streik zu
thematisieren, der ja nicht umsonst in Deutschland verboten ist. Wenn wir
gemeinsam auf die Straße gehen, bekommen wir das auch hin. Aber wir müssen
stärker und größer werden, und da nutzt es nichts, wenn wir hier 100 und da 100
sind, sondern wir da müssen uns verbinden. Aber es wird immer Motoren geben, so
wie wir das jetzt bei der jungen Schwedin sehen. Es gibt immer Vorbilder, es
gibt immer Inspiration, und die sind natürlich wichtig und auch gut. Dann
bewegen sich die Menschen und wachen auf.

SB: Frau Artus, vielen Dank für das Gespräch.
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Fußnoten:


[1] http://blog.kerstenartus.info/2019/03/08/das-patriarchat-ist-8000-jahre-alt-das-reicht/#more-9548

[2] BERICHT/119: Frauenstreik - der gleiche Kampf ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0119.html


17. März 2019
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/176: Bremen - Die Stadt muss allen gehören!, Demo für das Menschenrecht auf Wohnen, 23.03.2019


Die Stadt muss allen gehören!

Demo für das Menschenrecht auf Wohnen

Samstag 23. März 2019 11:00 - 14:00 Uhr

Treffpunkt Bahnhofsplatz Bremen, Demozug durch die Innenstadt zum
Marktplatz



11 Uhr Auftaktkundgebung am Hauptbahnhof

12 Uhr Kundgebung auf dem Marktplatz

Es spricht: Reiner Braun, Präsident des Internationalen Friedensbüros
(IPB), einer der Initiatoren der Kampagnen "Abrüsten statt
Aufrüsten" und "Stopp Air Base Ramstein Kampagne: Keinen Drohnenkrieg"


Für bezahlbaren Wohnraum für alle, gegen Mietenwahnsinn,
Bodenspekulation und Verdrängung!

Das Bremer Friedensforum unterstützt die Demonstration "Die Stadt muss
allen gehören - Für das Menschenrecht auf Wohnen" am 23. März 2019 in
Bremen. Wohnen und der Kampf für bezahlbaren Wohnraum sind zentrale
soziale Fragen unserer Zeit. Für das Bremer Friedensforum
ist folgender Aspekt besonders wichtig: Die Bundesregierung plant, die
Rüstungsausgaben nahezu zu verdoppeln, auf zwei Prozent der deutschen
Wirtschaftsleistung. Zwei Prozent, das sind mindestens weitere 30
Milliarden Euro, die im zivilen Bereich, so auch im sozialen Wohnungsbau
und in der kommunalen Infrastruktur, fehlen. Der kürzlich verabschiedete
Bundeshaushalt sieht heute schon Rüstungsausgaben in Höhe von 43,23
Milliarden Euro vor.

Wir fordern: Wohnungen statt Kampfflugzeuge

In den 77 deutschen Großstädten fehlen 1,9 Millionen bezahlbare Wohnungen.
Ein groß angelegtes Wohnungsbauprogramm scheitert aber an langfristig
angelegten, gigantischen Rüstungsprogrammen.

• Ein Sozialbauprogramm für fehlende Wohnungen wäre etwa 200
Milliarden Euro teuer und würde die Wohnungsnot in etwa 20 Jahren
weitgehend beseitigen.

• Europas teuerstes Waffenprogramm aller Zeiten soll ein
deutsch-französisches "Kampfflugzeugsystem der Zukunft" (FCAS) werden.
Experten rechnen mit mehr als 100 Milliarden Euro in den kommenden 20
Jahren.

Quellen:

Wohnungsbedarf: Studie der Hans-Böckler-Stiftung vom April 2018

Rüstungsprojekt FCAS: Startschuss am 6. Februsr 2019 mit 65 Mio. Euro
Entwicklungskosten




Weitere Informationen zur Demonstration:

www.mietendemo-bremen.de

Unterstützer*innen

Aktionsbündnis Menschenrecht auf Wohnen Bremen, attac Bremen, Aufstehen
Bremen, Autonomes Bremer Frauenhaus, AWO | Bremen, Bremer Bündnis Soziale
Arbeit, Bremer Friedensforum, Bremer Mieterschutzbund e.V., Bündnis
Grundeinkommen LV Bremen, Bunte Berse e.V., Cafe Sunshine, Deutscher
Paritätischer Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen,
DGB Bremen-Elbe-Weser, Diakonisches Werk Bremen e.V., DMB Mieterverein
Bremen e.V., EGLAM, Erzeuger-Verbraucher Genossenschaft eG, EVG Bremen,
fairtragen GmbH ökologische Mode in Bremen, Familien- und
Lebensberatungsstelle der Bremischen Ev. Kirche, Frauengesundheit in
Tenever, GdP Bremen, GEW Bremen, Gemeinwohl-Ökonomie Bremen, IG BAU
Weser-Ems, IG Metall Bremen, Initiative Bremer Montagsdemo, Initiative zur
sozialen Rehabilitation e. V., KARL - solidarisch bauen und wohnen,
Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt KDA Bremen, Mieter helfen Mietern
Bremen e.V., Naturfreunde Bremen e.V., NGG Bremen-Weser-Elbe,
Obdachlosen-Initiative Nordbremer Gemeinden, Solidarische-Hilfe e.V.,
Spielplatz Klein-Mexiko e.V., StadtteilGenossenschaft Hulsberg eG, TERRE
DES FEMMES Bremen, ver.di Bremen-Nordniedersachsen, ver.di Jugend
Bremen-Nordniedersachsen, Verein Sozialökologie (VSÖ),
Wagenburg Ölhafen, Wohnprojekt Mosaik, Wohnwerk fk|4, Verein WuM - Wohnen
und Mehr e.V., ZIS- Zentrum für Migranten und interkulturelle Studien e.V.

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8581: Und morgen, den 18. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.03.2019 bis zum 19.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8581 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Vom Sonnenschein getragen

bauscht sich das Wetter auf,

Jean-Luc gibt sich geschlagen

und schluckt den Tageslauf.
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INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





ITALIEN/259: Italiens Demokratische Partei scheint aus der Agonie zu erwachen (Gerhard Feldbauer)


Italiens Demokratische Partei scheint aus der Agonie zu erwachen

Neuer Sekretär Nicola Zingaretti will Linke neu formieren

von Gerhard Feldbauer, 17. März 2019



Monatelang verharrte die Partito Democratico (PD) nach der
katastrophalen Wahlniederlage im März vergangenen Jahres in
regelrechter Agonie. Während die rassistische Lega und die rechte
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) zusammen eine Mehrheit erreichten und
eine Regierung bildeten, stürzte die PD von 40,8 Prozent bei den
EU-Wahlen 2014 auf 18,7 Prozent ab. Genau ein Jahr dauerte es, bis am
2. März bei öffentlichen Vorstandswahlen (Primarie), an denen auch
nicht der PD angehörende Bürger teilnehmen konnten, ein neuer Sekretär
gewählt wurde. Gegen den amtierenden Übergangs-Sekretär Maurizio
Martina und den engen Vertrauten von Matteo Renzi, bis 2017 bzw. 2018
Ministerpräsident und Parteichef, Roberto Giachetti, setzte sich der
Regierungschef des Latiums, Nicola Zingaretti, durch, für den 70
Prozent der etwa 1,8 Millionen Teilnehmer stimmten. 2018 war er in der
wirtschaftlich zweitstärksten Region im Amt bestätigt worden. Mit 12,5
Prozent für Giachetti erhielt der noch immer starke Flügel der
Renzianer eine entschiedene Abfuhr. Im neuen Vorstand ist er nicht
mehr vertreten.

Zum Wahlsieg des neuen PD-Chefs habe beigetragen, wie Medien
hervorhoben, dass sein älterer Bruder, der Schauspieler Luca
Zingaretti, in der beliebten Krimi-Serie von RAI UNO (bisher 34
Folgen, jüngste Einschaltquote elf Millionen) den Commissario
Montalbano, den Kämpfer gegen Unrecht und Verbrechen, spielt.
Drehbuchautor ist der als entschiedener Gegner von Faschismus und
Rassismus ausgewiesene Andrea Camilleri. Der TV-Sender Sky TG
24 gab einen Wähler wieder mit den Worten: "Ich habe Montalbano
gewählt." Solche Stimmen kämen dem neuen PD-Chef zugute.

Am Vortage hatte Zingaretti eine einheitliche Massendemonstration von
250.000 Antifaschisten in Mailand gegen den neofaschistischen Kurs der
Lega und ihres links getarnten Kompagnons M5S mit angeführt und
angekündigt, damit beginne "der Wiederaufbau der Linken", die dieser
"gefährlichen Regierung" den Kampf ansage. Danach habe er, so RAI
UNO, als erstes die "sensationelle Entscheidung" bekanntgegeben,
das bei der Parteigründung vor 12 Jahren bezogene Hauptquartier in der
Via Nazareno zu verlassen und eine neue Zentrale zu beziehen. Der
Sender verdeutlichte, damit verurteile der neue PD-Chef den von Renzi
mit Berlusconi am 18. Januar 2014 dort geschlossenen "Pakt von
Nazareno", nachdem der damalige PD- und Regierungschef mit dem 2011
zum Rücktritt als Premier gezwungenen Chef der faschistischen Forza
Italia (FI), der anschließend wegen Steuerhinterziehung in
Millionenhöhe verurteilt und aus dem Senat ausgeschlossen wurde,
kollaborierte.

Renzi machte ihm Hoffnung auf eine Begnadigung, wofür dieser ihn im
Senat bei fehlender eigener Mehrheit wiederholt mit den Stimmen seiner
FI vor dem Sturz bewahrte. Die Kollaboration ging so weit, dass Renzi
beabsichtigte, nach den Wahlen im März 2018 mit Berlusconi eine
Regierung zu bilden. Aus Protest gegen diesen Kurs verließen etwa
100.000 Mitglieder die Partei, die daran zu zerbrechen drohte.
Millionen Wähler entzogen ihr am 2. März ihr Vertrauen. Sie gelte es
"zurückzugewinnen", so der neue PD-Chef.

Mit der Absage an den rechten autoritären Kurs Renzis, laut der
römischen La Repubblica ein "Karrierist ohne Skrupel", will
Zingaretti "jetzt ein neues Kapitel" aufschlagen, "Türen und Fenster
öffnen, um eine völlig andere Partei aufzubauen". Es müssten "klare
Signale gegeben werden, wenn wir zu den Menschen zurückfinden wollen",
denn "alles hänge von der Breite der Basis ab". Auf diesem Weg wolle
er "nicht der Chef sein", sondern "nur der Leader einer Gemeinschaft".
Zu den am 2. Mai anstehenden Europawahlen will er mit allen
progressiven Kräften ein über die PD hinausgehendes
Mitte-Links-Bündnis erreichen. Seine Erklärung, er sei zur Bildung
"einer neuen Mitte-Links-Regierung bereit", wird als Korrektur der
von Renzi nach den Wahlen durchgesetzten Ablehnung, mit M5S eine
Regierung zu bilden, und als deutliches Signal an deren Kräfte, die
mit Salvini brechen wollen, gewertet.

Zingaretti gehört noch zur aus der IKP hervorgegangenen alten linken
Garde, die Renzi "verschrotten" wollte. 2007 beteiligte er sich an der
Gründung der PD, diesem Zwitter von Linksdemokraten und der
katholischen Zentrumspartei Margherita, die sich in ihrer
Geburtsurkunde, wie La Repubblica am 10. Februar 2008 schrieb,
zum "demokratischen Pakt zwischen Arbeitern und Bourgeoisie" bekannte.

Über eine Abkehr von diesem Pakt wurde von Zingaretti bisher nichts
bekannt. So sehr seine Absage an die bisherige arbeiterfeindliche
Politik unter Renzi begrüßt wird, weisen linke Stimmen darauf hin,
dass er ein gerüttelt Maß an Mitverantwortung für die heutige Misere
trägt, und fragen, wie die "völlig andere Partei", die er aufbauen
will, aussehen soll. Die aus dem Untergang der IKP 1990
hervorgegangene Linkspartei habe in den letzten 30 Jahren "ihre
soziale Seele verloren", schreibt das linke Manifesto und
fragt, wie der neue PD-Chef "dieses Erbe überwinden und die Natur
dieser Partei grundlegend verändern" wolle.

Renzi verharrt inzwischen in Schweigen. Dass er sich mit seiner
Niederlage abfindet, wird nicht erwartet. Wie La Repubblica
kürzlich enthüllte, hat sich seine Vertraute, die frühere Ministerin
in seiner Regierung Maria Elena Boschi, mit Salvini zu einem
Arbeitsessen getroffen. Es wird befürchtet, dass er mit seiner
Gefolgschaft von Berlusconi zur Kollaboration mit dem Rassistenchef
wechseln könnte, wenn M5S die Regierung verlassen sollte. Salvini hat
inzwischen, wie La Repubblica am Freitag schreibt, angekündigt,
sein Ziel sei, bei den EU-Wahlen mit einem Ergebnis von über 30
Prozent M5S zu überbieten und erste italienische Partei zu werden. So
wird viel vom Ausgang dieser Wahl abhängen und spätestens dann werden
die Weichen neu gestellt.

 * 

Quelle:
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NACHRUF/002: Zum Tod von Okwui Enwezor (Haus der Kunst)


Haus der Kunst - Pressemitteilung vom 15.03.2019

Zum Tod von Okwui Enwezor

Das Team vom Haus der Kunst trauert um den Verlust von Okwui Enwezor



In seiner Zeit als Direktor des Haus der Kunst, von 2011 bis 2018, hat es
uns mit Freude und Stolz erfüllt, Okwui Enwezor bei der Umsetzung seiner
Vorstellungen von künstlerischer Exzellenz begleiten zu dürfen. Für diese
Erweiterung unseres Blickwinkels sind wir sehr dankbar.

Der Name Okwui Enwezor steht für die Überzeugung, dass die
Entwicklungslinien der zeitgenössischen Kunst global und vielschichtig
verlaufen und nicht durch geografische, konzeptuelle und kulturelle Grenzen
einzuschränken sind. Diese Überzeugung wurde auch zum Leitbild des Haus der
Kunst.

Okwui Enwezor verstand sich als Kurator, Autor und Wissenschaftler. Die
meisten seiner Ausstellungen wurden von Publikationen begleitet. Zu seinem
intellektuellen Vermächtnis gehören auch die in seinen Essays formulierten
Fragen.

Seit seiner Erkrankung im Herbst 2015 setzte Okwui Enwezor alles daran, die
Arbeit an "Postwar" und späteren Ausstellungen fortzusetzen. Die Arbeit war
ihm Kraftquelle und Inspiration.

Die vor wenigen Tagen fulminant eröffnete Ausstellung "El Anatsui.
Triumphant Scale", die er über viele Jahre entwickelt hat, ist sein
Abschiedsgeschenk an die Stadt München, an ein internationales Publikum und
an die Fachwelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 20190

Stiftung Haus der Kunst München

Prinzregentenstraße 1, 80538 München

E-Mail: presse@hausderkunst.de
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GLEICHHEIT/6838: 69. Berlinale - Hoffnung auf ein besseres Leben, drei türkische Filme


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

69. Berlinale: Hoffnung auf ein besseres Leben - drei türkische
Filme

Von Bernd Reinhardt

16. März 2019



Wenn sich Lebensbedingungen ändern, verändern die Menschen oftmals auch ihr
Verhältnis zu überkommenen kulturellen Traditionen. Die von Rassisten, aber
auch von angeblich linken Identitätspolitikern beschworenen
unüberbrückbaren kulturellen Unterschiede werden, näher betrachtet, von
sozialen Gegensätzen überlagert. Während Rassismus gegenüber den ärmsten
Migranten und Flüchtlingen immer stärker die offizielle Politik bestimmt,
spricht aus den drei hier besprochenen türkischen Filmen der humanistische
Geist von Aufklärung und Dialog: Jeder, egal welchen ethnischen, religiösen
oder kulturellen Hintergrund er hat, soll das Recht auf ein besseres Leben
haben.

A Tale of Three Sisters

Der türkische Wettbewerbsfilm A Tale of Three Sisters von Emin Alper
spielt in einem entlegenen anatolischen Gebirgsdorf. Im Winter ist der
schmale Fahrweg in die Stadt unpassierbar. Früher ernährte ein
Kohlebergwerk die Einwohner. Seit der Stilllegung ist es einsam. Nur einige
Alte steigen unter Lebensgefahr in den Stollen, um ausgekratzte Restkohle
zu verkaufen. Die meisten Bewohner sind weggezogen. Der verwitwete
Şevket (Müfit Kayacan) lebt mit drei Töchtern und dem Ehemann der
ältesten Tochter Reyhan in einer engen Hütte ohne Strom.

Der Vater hatte, wie in armen Dorffamilien üblich, Reyhan (Cemre Ebüzziya)
als Dienstmädchen zu einer reicheren Familie in die Stadt geschickt.
Schwanger kam sie zurück. Die Zweitälteste Nurhan (Ece Yüksel) wurde von
derselben Arztfamilie entlassen, als sie krank wurde. Dann preist
Şevket dem Arzt die jüngste Tochter Havva (Helin Kandemir) als
Arbeitskraft an, obwohl anzunehmen ist, dass bereits Reyhans uneheliches
Kind von ihm ist. Bei einem Umtrunk im Gebirge, bei dem Reyhans Ehemann,
der als Viehhirte kaum etwas verdient, den Arzt verzweifelt um die
Vermittlung von Arbeit in einer Tankstelle anfleht, schwärmt dieser von der
Erholsamkeit der malerischen Bergidylle, die für ihre Bewohner die Hölle
bedeutet.

Die alten Steinhäuser wirken zeitlos. Aber etwas ist in Bewegung. Die
meisten Bewohner sind weggezogen, und der traditionelle Respekt vor den
Alten zeigt Risse. Was ist ein Dorfvorsteher ohne Dorfgemeinde und ein
Familienoberhaupt, das die Familie nicht ernähren kann. Die Schwestern
ordnen sich nur widerwillig dem Vater unter. Sie wollen aus der Armut
hinaus. Türkische Frauen auf dem Dorf seien heute selbstbewusster als noch
in den 1970er Jahren, so Alper. Sein Anliegen, Hoffnung auf ein besseres
Leben zu zeigen, sei ein universelles Thema. "Viele Menschen weltweit
hoffen auf ein besseres Leben." Die meisten Migranten, die alles
daransetzten, in die EU zu gelangen, kämen aus den untersten
Arbeiterschichten, seien Bürger zweiter Klasse, wenn überhaupt.

Wie hilflos erdrückende äußere Bedingungen Menschen machen können,
verkörpert eindrucksvoll die Figur des Vaters. In der aussichtslosen
Situation will er für seine Töchter das Beste, tut es auf die überlebte
traditionelle Weise. Die mitunter märchenhafte Atmosphäre des Films erweckt
den Eindruck, man lebe noch in Nachbarschaft mit Geistern. Reyhans Mann
wittert überall Gefahr und fürchtet sich wie in alter Zeit vor dem
strafenden Gott. Die anderen, die die Stadt kennengelernt haben, verspotten
seine Einfalt. Eine andere Kultur? - Es ist einfach Armut.

Töchter zweier Welten

Quasi eine Fortsetzung des Themas findet sich in dem sehenswerten
Dokumentarfilm Töchter zweier Welten (1991) der deutsch-türkischen
Filmemacherin Serap Berrakkarasu. Die 24-jährige Meral ist in einem
türkischen Dorf geboren, aber in Deutschland aufgewachsen. Die Mutter ist,
ihrer Generation entsprechend, stark von der Tradition des Heimatdorfs
geprägt. Danach hat Meral Schande über die Familie gebracht, als sie den
Ehemann durch Flucht verließ, den die Eltern nach Dorfsitte für sie
ausgesucht hatten. Inzwischen lebt sie unverheiratet glücklich mit einem
deutschen Mann zusammen.

Meral ist sehr offen vor der Kamera. Sie erklärt, dass sie sich überhaupt
nicht vorstellen kann, so zu leben, wie die gleichaltrigen Frauen aus ihrem
Geburtsdorf, die nichts anderes kennengelernt haben. Sie selbst kennt das
Dorf nur von ihren Ferienaufenthalten. Die kulturellen Unterschiede
verdeutlichen in den Film eingestreute Bilder einer traditionellen
Dorfhochzeit. Wir erleben eine junge Braut, die am "schönsten Tag ihres
Lebens" sehr unglücklich zu sein scheint. Vermutlich wird sie sich in ihr
Schicksal fügen - auch das gehört zur Tradition - und sich, eingebettet in
das ländlich-konservative Umfeld, an den ungeliebten Mann gewöhnen. In
Deutschland hätte sie sich vermutlich so verhalten wie Meral.

Ursprünglich beabsichtigte die Regisseurin, nur Meral auf die Leinwand zu
bringen. Zu ihrer Überraschung äußerte die Mutter, auch ihren Standpunkt im
Film vertreten zu wollen. Der Dialog zwischen den Generationen (der privat
nie stattfand), war Mutter und Tochter so wichtig, dass sie bereit waren,
ihn öffentlich und außerhalb der deutsch-türkischen Community auf der
Kinoleinwand zu führen. Dass Töchter zweier Welten bis jetzt nicht
öffentlich als DVD erhältlich ist, passt zum heutigen gesellschaftlichen
Klima, das weniger von Dialog geprägt ist als von gehässigen staatlichen
Angriffen auf "integrationsunwillige" Einwanderer. Der Film plädiert
dagegen für gegenseitigen Respekt, Vertrauen und Geduld, um eine
Problematik wie die Zwangsehe erfolgreich anzugehen.

Oray

Wie leben deutsch-türkische Muslime in ihrer Religion? Der nachdenkliche
Spielfilm Oray wurde mit einem Preis für den besten Debütfilm
ausgezeichnet. Regisseur Mehmet Akif Büyükatalay ist in Deutschland
aufgewachsen. Oray (Zejhun Demiro) heißt der junge Mann, der im Zorn
unbedacht seine Frau Burcu (Deniz Orta) verflucht, was nach islamischem
Recht dreimonatige Trennung bedeutet. Zum Islam fand der einstige
Kleinkriminelle im Gefängnis. Er bemüht sich seitdem, andere zu einem
ehrlichen Leben zu bewegen. Nach der Trennung kehrt er zur Familie nach
Köln zurück, findet Wohnung und Arbeit. Er führt einen Roma in die
islamische Gemeinde ein und hilft ihm später, aus der Gemeindekasse
gestohlenes Geld diskret zurückzulegen.

Er selbst gerät in Schwierigkeiten. Mietschulden drücken und die Schulden
bei seiner Frau. Er liebt sie nach wie vor. Inzwischen hat er aber mühsam
in Köln Fuß gefasst, sie in Hagen, wo sie die Ausbildung abgeschlossen und
eine sichere Arbeitsstelle in Aussicht hat. Immer stärker drängt sich ihm
die Frage auf (sie verfolgt ihn bis in den Schlaf): Hat er den Fluch nicht
doch dreimal hintereinander ausgesprochen, was Scheidung für immer
bedeutet? Unter dem Vorwand, besonders reinen Herzens "Gottes Wille" zu
ergründen, benutzt er den Glauben, um seine Liebe zu verraten. In der
Gemeinde ahnt man, dass bei Oray etwas nicht stimmt. Mehrmals fragt man
ihn, ob er sicher sei. Es sei nicht Gottes Wille, Menschen, die sich
lieben, zu trennen.

Vor dem Hintergrund der heutigen politischen Hetze gegen "Islamismus" hebt
der Film die Lebensnähe des Islam hervor. Es geht nicht um die Unterordnung
unter starre, lebensferne Regeln. Das zeigen die Auseinandersetzungen im
Film über ihre richtige Auslegung. Der Islam predigt (wie das Christentum)
Nächstenliebe und grenzt sich von der Gier nach Reichtum ab. Oray sehnt
sich nach echter Brüderlichkeit, nach Sauberkeit in den sozialen
Beziehungen und einer kraftvollen Idee, die klar dafür einsteht. Wir sind
radikal, erklärt er an einer Stelle: Himmel oder Hölle. Er verachtet die
lauen staatlichen Integrationsmaßnahmen, wo Jugendliche lediglich Hip-Hop
lernen.

Der Film deutet an, dass staatliche Versuche, islamische Gemeinden zu
kriminalisieren, erst jenem Konservatismus Auftrieb geben, der die 
verlogen-hartherzige Welt des Reichtums als deutsches oder christliches Phänomen
wahrnimmt. Im Film richtete sich das religiöse Wettern gegen die
"Ungläubigen" in erster Linie gegen die türkischen Anbeter des Geldes. (Im
Kino ab 30. Mai)

 * 
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AUSLAND/9008: Aus aller Welt - 17.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Philippinen nicht mehr Mitglied des Internationalen Strafgerichtshofs

Auch nach dem Rückzug der Philippinen aus dem Internationalen
Strafgerichtshof (IStGH) will das Haager Tribunal nach eigenen
Angaben die Ermittlungen über mögliche Verbrechen gegen die
Menschlichkeit in Zusammenhang mit der von Präsident Rodrigo Duterte
eingeleiteten Offensive gegen Drogenkriminelle fortsetzen. Mehr als
5.000 zumeist arme Drogenverdächtige wurden in den vergangenen drei
Jahren laut der nationalen Polizei unter Dutertes
Anti-Drogen-Kampagne getötet. Als Reaktion auf die vom IStGh
eingeleiteten Vorermittlungen hatte die Regierung in Manila die
Vereinten Nationen im März vergangenen Jahres darüber informiert, daß
sich die Philippinen aus dem Haager Gericht zurückziehen werden. Am
Sonntag trat der angekündigte Rückzug offiziell in Kraft.
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JUSTIZ/9008: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffneter Raubüberfall auf Tankstelle

Im Kasseler Stadtteil Nord-Holland haben zwei bewaffnete Männer in
der Nacht zu Sonntag eine Tankstelle überfallen. Die maskierten
Männer bedrohten laut Polizeiangaben einen Angestellten mit
Schußwaffen und erbeuteten mehrere hundert Euro Bargeld. Nach dem
Überfall flüchteten sie zu Fuß. Seit Anfang des Jahres wurden in
Kassel ein Dutzend Überfälle vor allem auf Tankstellen und
Spielhallen verübt.
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MILITÄR/9005: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mindestens 27 Tote bei Kämpfen mit Taliban in Afghanistan

In den afghanischen Provinzen Farjab, Helmand und Kandahar haben
Talibankämpfer Überfälle und Anschläge auf Polizei- und
Militäreinrichtungen verübt. Dabei sollen nach Informationen
afghanischer Behörden 27 Menschen getötet worden sein. Außerdem
nahmen die Aufständischen vier Soldaten gefangen. Vertreter der
US-Regierung und der Taliban verhandeln derzeit in Doha über eine
Beendigung des Kriegs.
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POLITIK/9007: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Merz sieht kaum Spielräume für finanzielle Entlastungen

CDU-Politiker Friedrich Merz sieht Deutschland am Rande einer
Rezession. Entlastungen für die Bürger hätten im vergangenen Jahr
stattfinden können, jetzt gebe es für zusätzliche Ausgaben kaum noch
Spielräume, sagte der designierte Vizepräsident des
CDU-Wirtschaftsrats den Zeitungen der Funke-Mediengruppe. Die Zeiten
würden rauher, so Merz. Der Bund rechnet im neuen
Jahreswirtschaftsbericht für 2019 nur noch mit einem Wachstum von 1,0
Prozent, das sind 0,8 Prozent weniger als noch in der Herbstprognose.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9006: Tragisches und Kurioses - 17.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwere Überschwemmungen im Osten Indonesiens

In der indonesischen Provinz Papua sind mindestens 73 Menschen bei
Sturzfluten ums Leben gekommen. Wie die Nationale
Katastrophenschutzbehörde mitteilte, hatten sintflutartige Regenfälle
am Samstag Erdrutsche und Überschwemmungen in der von Bergen
umgebenen Stadt Sentani nahe der Provinzhauptstadt Jayapura
ausgelöst. Das ganze Ausmaß der Schäden war am Sonntag noch unklar.
Die Regierung rief einen zweiwöchigen Notstand aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8091: Aus Forschung und Technik - 17.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos und NASA wollen an ihren Vereinbarungen festhalten

Raumfahrer von Roskosmos und der NASA werden künftig sowohl in
amerikanischen als auch russischen Raumfahrzeugen zur Internationalen
Raumstation ISS fliegen. Dies werde eine Alternative zu bemannten
Raumfahrtmissionen schaffen, sagte der Direktor der russischen
Weltraumbehörde Roskosmos, Dimitri Rogosin, am Freitag vor
Journalisten. Einem Bericht der Agentur Tass zufolge haben sich die
Spitzen von NASA und Roskosmos darauf geeinigt, die Vereinbarungen
und Prinzipien der Zusammenarbeit zu wahren - trotz der politischen
Differenzen zwischen den USA und Rußland. Seit acht Jahren fliegen
russische Kosmonauten und amerikanische Astronauten gemeinsam in
russischen Sojus-Kapseln zur Orbitalstation. Nun wollen die USA ihr
bemanntes Raumfahrtprogramm wieder aufnehmen. Das private
US-Raumfahrtunternehmen SpaceX plant für Mitte Juli den ersten
bemannten Flugtest mit den NASA-Astronauten Bob Behnken und Doug
Hurley.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8104: Aus aller Welt - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Moskau will mit Washington über Venezuela sprechen

Am 19. März wollen sich Diplomaten Rußlands mit Vertretern der USA in
Rom treffen, um über die Krise in Venezuela zu sprechen. Dazu wird
der US-Beauftragte für Venezuela, Elliot Abrams, erwartet, wie der
stellvertretende russische Außenminister Sergej Rjabkow am Wochenende
laut Interfax ankündigte. Demnach besteht Rußland darauf, daß das
südamerikanische Land seine innenpolitische Krise im Dialog löst und
ein militärisches Eingreifen der USA unzulässig wäre. Die Positionen
Moskaus und Washingtons sind in dieser Frage völlig konträr, so
Rjabkow. Rußland unterstützt den amtierenden sozialistischen
Präsidenten Maduro in Venezuela politisch sowie humanitär,
wirtschaftlich, finanziell und militärisch. Die USA fördern den
Oppositionspolitiker Guaidó beim Versuch, in Venezuela einen Umsturz
herbeizuführen. Dazu wird das Land isoliert und wirtschaftlich mit
Sanktionen in die Knie gezwungen.

17. März 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8063: Medizin und Gesundheitswesen - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Erstmals Mittelohr aus dem 3D-Drucker transplantiert

Wenn es darum geht, Medizingeschichte zu schreiben, scheint Südafrika
ein Händchen dafür zu haben. So gelang dem südafrikanischen Chirurgen
Christiaan Barnard 1967 die weltweit erste Herztransplantation. Der
Südafrikaner Allan Cormack gilt als Erfinder der Computertomografie.
Außerdem wurden in Südafrika die erste Nierentransplantation zwischen
HIV-positiven Patienten und 2014 die erste Penistransplantation der
Welt durchgeführt. Und diesmal ist es einem Ärzteteam um Mashudu
Tshifularo von der Universität von Pretoria weltweit zum ersten Mal
gelungen, ein Mittelohr aus dem 3D-Drucker zu transplantieren. Wie
das Deutsche Ärzteblatt berichtete, wurden die nicht funktionierenden
Gehörknöchelchen Hammer, Amboß und Steigbügel ersetzt. Damit die
Transplantation schnell und mit minimaler Narbenbildung einherging,
wurde sie minimalinvasiv durchgeführt.

17. März 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8092: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Facebook löscht Videos von Massaker in Christchurch

Der Plattformbetreiber Facebook hat nach dem Massaker im
neuseeländischen Christchurch binnen weniger Stunden 1,5 Millionen
Kopien und Modifikationen des Videos gelöscht, das der mutmaßliche
Attentäter mit seiner Helmkamera aufgenommen und zeitgleich ins Netz
hochgeladen hatte. 1,2 Millionen Kopien wurden bereits gelöscht,
während sie bei Facebook eingestellt wurden. Das Unternehmen setzte
für die Löschungen Angestellte und technische Hilfsmittel ein. Bei
dem Attentat in zwei Moscheen wurden am Freitag mindestens 50
Menschen getötet und mehr als 30 verwundet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8015: Sprache, Kunst und Medium - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Kino zieht in ehemalige Göttinger Kirche ein

Die 1902 errichtete und seit etwa 30 Jahren von den Göttinger
Baptisten nicht mehr genutzte Kirche wird gegenwärtig zu einem
Programmkino mit etwa 110 Sitzplätzen umgebaut. Außerdem entstehen ein
Bistro, ein Cafe und dringend benötigte Wohnungen für Studierende.

Da Kirchen sehr schwer verkäuflich sind, hatte die Stadt Göttingen als
Eigentümerin viel Glück, daß sie für das bereits etwas marode
leerstehende Gotteshaus einen Investor fand, der nicht in erster Linie
auf Profit aus ist.

Wie der Verein "Filmkunstfreunde erklärte, seien die Arbeiten für das
Kino, das auch für andere Veranstaltungen genutzt werden soll, bereits
weit vorangeschritten. Am 4. Mai ist an und in der früheren Kirche ein
"Bergfest" geplant, bei dem Besucher die Baufortschritte selbst in
Augenschein nehmen können.

Das kleine Kino, das für die Studentenstadt übrigens das letzte
Lichtspielhaus im Zentrum sein wird, soll im Winter seinen Betrieb
aufnehmen, wie das Göttinger Tageblatt berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8082: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Protest in Niger gegen ausländische Militärpräsenz

In Niamey, der Hauptstadt von Niger, haben rund 1000 Menschen gegen
die Präsenz ausländischer Truppen in ihrem Land protestiert. Die
Demonstrationsteilnehmer verwiesen auf die Souveränität der Republik
und betonten, daß das ausländische Militär ihre Sicherheit nicht
erhöht. Zu der Kundgebung hatte ein Bündnis zivilgesellschaftlicher
Gruppen aufgerufen.

Frankreich hat Soldaten in seiner ehemaligen Kolonie Niger stehen.
Die USA bauen im Norden des Landes einen großen Drohnenstützpunkt
auf. Deutschland hat im Herbst 2018 in Niamey einen
Lufttransport-Stützpunkt der Bundeswehr eröffnet, von dem aus die
Logistik für Uno- und EU-Operationen im benachbarten Mali abgewickelt
wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8096: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Linke Berliner Liegenschaftspolitik

Auf der zweitägigen Klausurtagung der Berliner Linksfraktion im
brandenburgischen Rheinsberg hat die Co-Fraktionsvorsitzende Carola
Blum am Freitag betont: Es gibt kein Grundrecht auf Rendite. Blum
bezog sich auf ein Papier, mit dem sich der Fraktionsvorstand gegen
Profitmaximierung auf dem Wohnungsmarkt wendet. Unter anderem erwägen
die Berliner Linken, große Wohnungsunternehmen auf gesetzlicher
Grundlage zu vergesellschaften. Ein entsprechendes Gesetz müßte noch
verfaßt werden. Am 6. April soll in der Hauptstadt ein Volksbegehren
starten, mit dem der Senat zur Verfassung eines Gesetzes aufgerufen
werden soll, welches eine Vergesellschaftung von Unternehmen
vorsieht, welche mehr als 3000 Wohnungen in ihrem Besitz haben. Die
Linke strebt zudem ein Bodensicherungsgesetz an, welches den Verkauf
von Grundstücken des Landes Berlin verbietet. Ein entsprechendes
Positionspapier beschloß die Fraktion am Sonntag. Öffentliche
Liegenschaften sollen im Sinne des Gemeinwohls gesichert und im
Rahmen einer offensiven Ankaufstrategie vermehrt werden, denn ohne
Zugriff auf Grundstücke kann eine soziale und ökologische
Stadtentwicklung nicht gelingen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8065: Tragisches und Kurioses - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Experten raten gegenwärtig dringend von Waldspaziergängen ab

Nach den in rascher Folge über Deutschland hinweggezogenen Sturmtiefs
der jüngsten Zeit raten Forstverwaltungen und Waldbesitzerverbände in
mehreren Bundesländern dringend vom Betreten der Wälder ab. Zumindest
mahnen sie zu großer Vorsicht bei Spaziergängen, da in den Forsten
immer noch Bäume umstürzen oder Äste abbrechen könnten.

Laut NDR Niedersachsen erklärte Verbandspräsident Norbert Leben,
allein in seinem Bundesland seien etwa 20.000 Festmeter Holz
umgestürzt, für deren Beseitigung dringend Hilfe benötigt werde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8093: Arbeit, Soziales und Familie - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Tarifübereinkunft für nordwestdeutsche Eisen- und Stahlindustrie

Die IG Metall Nordrhein-Westfalen hat sich in der fünften
Verhandlungsrunde mit den Arbeitgebern der nordwestdeutschen Eisen-
und Stahlindustrie auf einen Tarifvertrag für die rund 72.000
Beschäftigten der Branche verständigt. Demnach sollen diese ab März
3,7 Prozent mehr Lohn bekommen. Für Januar und Februar gibt es
nachträglich 100 Euro. Ab 2020 stehen jeweils zu Ende Juli für jeden
Beschäftigten 1000 Euro bereit, die sich dieser auszahlen oder in bis
zu fünf arbeitsfreie Tage umwandeln lassen kann. Dabei wird die Zahl
entsprechender Anträge im jeweiligen Betrieb berücksichtigt. Die
Auszubildendenvergütung wird in zwei Stufen im Umfang von 88 bis 188
Euro erhöht. Der Tarifvertrag soll bis Ende Februar 2021 gelten. Der
IG-Metall-Vorsitzende Jörg Hofmann wertete das Tarifergebnis am
Sonntag unter anderem als wichtigen Schritt für mehr
Arbeitszeitsouveränität. Hofmann unterstrich zudem die Bedeutung von
Warnstreiks für das Zustandekommen des Tarifvertrags. Christian
Büttner, der Geschäftsführer des Arbeitgeberverbands Stahl,
berichtete, besonders die Forderung nach einem in Freizeit
umwandelbaren Zusatzentgelt habe seine Seite vor eine Zerreißprobe
gestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8074: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Schwere Überschwemmungen in Indonesien

Nach heftigem Starkregen sind in Indonesien mehrere Dörfer in der
Provinzhauptstadt Jayapura von Wassermassen überschwemmt worden. Wie
dpa meldete, sind dabei mindestens 58 Menschen ums Leben gekommen.
Mindestens 74 weitere Menschen wurden verletzt. Auch kam es
vereinzelt zu regelrechten Erdrutschen. Die Situation vor Ort ist so
unübersichtlich, daß das genaue Ausmaß der Schäden und die genaue
Zahl der Opfer noch vollkommen unklar ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8081: Märkte und Finanzen - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bank und Commerzbank starten ergebnisoffene Fusionsgespräche

Die Deutsche Bank und die Commerzbank beginnen nach eigenen Angaben
vom Sonntag ergebnisoffene Gespräche über eine Fusion. Zum jetzigen
Zeitpunkt und nach aller Erfahrung ist keineswegs sicher, daß es zu
einer Transaktion kommen wird, betonte Christian Sewing, der Chef der
Deutschen Bank. Zusammen hätten die beiden Privatbanken rund 38
Millionen Privat- und Firmenkunden. Sie verfügten über eine
Bilanzsumme von fast zwei Billionen Euro. Für das dann mit Abstand
größte Geldinstitut Deutschlands würden zu Beginn rund 140.000
Menschen arbeiten. Infolge einer Fusion könnten über 30.000
Arbeitsplätze abgebaut werden. Bundesfinanzminister Olaf Scholz hält
die in Frage kommende Größenordnung von Banken für ein Erfordernis,
um global bestehen zu können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8097: Aus Forschung und Technik - 17.03.2019 (SB)




VOM TAGE



Android 10 Q mit einigen Neuerungen

Fraglos hat die Ankündigung von Huawei, ein eigenes Betriebssystem
für den Fall entwickelt zu haben, daß Trumps Wirtschaftskrieg auch
den Mobilsektor sanktioniert, für Unruhe bei Google gesorgt, verliert 
doch Android damit nicht nur ein großes Segment seiner Kundschaft, 
sondern wird sich auch noch einem neuen Konkurrenten gegenübersehen, 
der nicht zu unterschätzen ist. Somit war der Erwartungsdruck groß, 
mit welchen Neuerungen Android 10 Q kommen wird. Wie das Magazin Chip 
gerade meldete, soll die neue Version des Google-Betriebssystems 
unter anderem faltbare Mobilgeräte unterstützen. Und nicht nur 
das: Für die neue Smartphone-Klasse, deren Displays sich auf die Größe 
kleiner Tablets auffalten lassen, gibt Google den App-Entwicklern mit 
Android 10 Q zusätzliche Software-Werkzeuge in die Hand. Bei diesen 
geht es vor allem darum, Anwendungen beim Wechsel der Bildschirmgröße 
oder von Display zu Display weiterlaufen zu lassen. Dabei muß sich 
Android auf zwei gänzlich verschiedene Konzepte von Falt-Smartphones 
einstellen. Denn während Samsung mit dem Galaxy Fold zwei Bildschirme 
verwendet, bleibt das Display des Konkurrenzmodells Mate X von Huawei 
beim Zusammenfalten auf der Außenseite und kann abwechselnd von 
beiden Seiten auf halber Größe genutzt werden. Auch in puncto 
Privatsphäre bietet Android Neues: So sollen Nutzer künftig festlegen 
können, daß eine App nur auf ihren Aufenthaltsort zugreifen kann, wenn 
sie genutzt wird. Bisher galt die erteilte Genehmigung bei Android 
ohne Einschränkungen. Für mehr Sicherheit soll unter anderem eine 
Änderung der Zwischenablage sorgen: Können bislang alle installierten 
Apps im Hintergrund auf die Zwischenablage (Clipboard) zugreifen, 
sollen die Rechte mit Android 10 soweit geändert werden, daß nur noch 
signierte Anwendungen Hintergrund-Zugriff erhalten. Noch ist Android 
10 nicht offiziell. Es können sich also noch einige Änderungen 
ergeben, bis zur offiziellen Präsentation durch Google.
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INFOPOOL / POLITIK / REPORT





BERICHT/336: Gefangenen Info - 30 Jahre unbotmäßig ... (SB)


Diskussionen mit Sachverständigen bringen ai zu der
Schlußfolgerung, daß es möglich ist, Sicherheit mit menschlicher
Behandlung in Einklang zu bringen, und daß die derzeitige extreme
soziale Isolation der Häftlinge unter strengen Sicherheitsbedingungen
deshalb ungerechtfertigt ist. Die Begründung der durchgeführten
Maßnahmen mit der Sicherheit erscheint deshalb unglaubwürdig. Objektiv
dienen sie allein der Verstärkung der sensorischen Deprivation.

Amnesty international 1980 im Memorandum an die Bundesregierung [1]



Der 18. März als Kampftag für die Freilassung aller politischen
Gefangenen knüpft an die Tradition der ArbeiterInnenbewegung an. Er
erinnert an den 18. März 1848, der für die Kämpfe des Proletariats
gegen die alten Herrscher wie auch die neu entstandene Bourgeoisie
steht. Am 18. März 1871 übernahm die Nationalgarde in Paris die Macht
und läutete die Pariser Commune ein. Die Rache der französischen
Bourgeoisie kostete 25.000 Menschen das Leben, 3000 starben in den
Knästen, 13.700 wurden verurteilt, die meisten zu lebenslänglichen
Strafen. 1922 wurde auf dem IV. Weltkongreß der kommunistischen
Internationale die Internationale Rote Hilfe [2] gegründet und die
Durchführung eines internationalen Tages der politischen Gefangenen
beschlossen, der am 18. März 1923 erstmals ausgerufen werden konnte.
Damit sollte vor allem das Bewußtsein und die Solidarität für die Lage
der politischen Gefangenen weltweit geschaffen werden und auf diese
Weise auch praktisch zum Ausdruck kommen. An diesem Tag gingen in den
20er Jahren in allen Ländern Menschen für die Opfer politischer Justiz
auf die Straße, beispielsweise für die unschuldig in den USA zum Tode
verurteilten Anarchisten Sacco und Vancetti. Der Faschismus machte der
Begehung dieses Tages in Deutschland vorläufig ein Ende, denn 1933
wurde er von der NSDAP verboten.

Der diesjährige 18. März steht im Zeichen eines politischen und
juristischen Kampffelds, das aktuell vor allem vermeintlichen oder
tatsächlichen Mitgliedern linker Exilorganisationen aus der Türkei mit
zahlreichen 129b-Prozessen aufgezwungen wird. Aber auch im Kontext der
Proteste gegen den G20-Gipfel in Hamburg im Sommer 2017 wurden
zahlreiche AktivistInnen unter fragwürdigen Anklagen inhaftiert und zu
drakonischen Strafen verurteilt. Linke Proteste sollen delegitimiert
und kriminalisiert, die Betroffenen vereinzelt und isoliert werden, um
ihre politische Identität zu brechen. Die Inhaftierung Einzelner ist
immer auch eine Botschaft der Repressionsorgane an die gesamte
Bewegung, Proteste zu unterlassen. Heute reicht es schon, symbolisch
einen Braunkohlebagger zu besetzen, um in Untersuchungshaft zu landen.

Es ist daher von unabweislicher Bedeutung, diese politischen Prozesse
öffentlich zu begleiten, den politischen Charakter der Anklagen
herauszustellen und damit auch die angeklagten GenossInnen zu
verteidigen. Zugleich kommt der Bewegung draußen die Aufgabe zu, die
Prozeßerklärungen und Forderungen der Inhaftierten zu verbreiten und
öffentlich zur Diskussion zu stellen. Auf diese Weise wird die
Stoßrichtung der Repression durchkreuzt, widerständige Menschen zum
Schweigen zu bringen. Der Kampf gilt der Verbesserung der
Haftbedingungen und darüber hinaus der Freilassung aller politischen
Gefangen in Deutschland und weltweit. Gegenöffentlichkeit zu schaffen
bedeutet einerseits, über die politischen Gefangenen und die Kämpfe
für ihre Freilassung wie auch die repressiven Verhältnisse in der
Bundesrepublik und vielen anderen Ländern zu informieren. Insbesondere
aber geht es darum, den politischen Gefangenen eine Stimme zu geben
und sie bei den Kämpfen für ihre Freiheit solidarisch zu unterstützen.
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Seit 30 Jahren notwendiger Widerstand gegen politische Justiz
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Geschichte eines widerständigen Mediums

30Jahre Gefangenen Info! Anläßlich dieses Jubiläums lud Wolfgang
Lettow im Namen der traditionsreichen Zeitschrift und des Netzwerks
Freiheit für alle politischen Gefangenen am 7. März zu einer
Veranstaltung im Rahmen des Tayad Cafés ins Internationale Zentrum B5
in der Hamburger Brigittenstraße ein. Nach seinen einleitenden
Ausführungen zur Geschichte des Gefangenen Infos entspannt sich in
einer interessierten Gesprächsrunde eine angeregte Diskussion, bei der
verschiedene Aspekte dieses Engagements vertieft und weitere relevante
Themen im Kontext von Repression und linker Gegenöffentlichkeit
erörtert wurden.

Das Gefangenen Info wurde Mitte Februar 1989 ins Leben gerufen,
Wolfgang Lettow ist seit 1991 dabei. 1989 fand der letzte große
Hungerstreik der Gefangenen aus der RAF und dem Antiimperialistischen
Widerstand statt. Die RAF-Gefangenen führten insgesamt zehn kollektive
Hungerstreiks durch, bei denen sich stets das Problem stellte, sie
öffentlich bekannt zu machen. Es mußten Aktionen durchgeführt werden,
damit diese Hungerstreiks an die bürgerliche und sogar teilweise an
die linke Öffentlichkeit durchdrangen. So galt es publik zu machen,
daß es sich um den Kampf gegen die Isolationsfolterhaft handelte. Die
Gefangenen kämpften gegen ihre Haftbedingungen, was zugleich eine
Aufforderung an die UnterstützerInnen draußen war, sich dazu zu
verhalten und die permanente Nachrichtensperre zu durchbrechen. So
besetzten die Angehörigen der politischen Gefangenen 1981 die Redaktion
des Spiegels, wodurch die Situation im Hochsicherheitsknast bundesweit
bekannt wurde. 1989 gab es noch kein Internet, so daß
Gegenöffentlichkeit mit den damaligen Mitteln hergestellt werden
mußte. Das Hungerstreik Info erschien wöchentlich in einer Auflage von
ca. 10.000 Exemplaren und wurde versendet. Herausgeber waren die
Angehörigen. Soll es sich um mehr als
sozialarbeiterisches Engagement handeln, müsse man mit den Gefangenen
um ihre Freiheit kämpfen, so Wolfgang Lettow.

Gegen die politischen Gefangenen wurde insbesondere die sogenannte
weiße Folter wie Isolationshaft angewendet, die keine sichtbaren
körperlichen Wunden hinterläßt. Entsprechende Forschungen wurden in
Hamburg am Universitätskrankenhaus Eppendorf (UKE) durchgeführt. Neun
Gefangene aus bewaffneten Gruppen sind an den Folgen der
Isolationshaft gestorben, wobei es jahrzehntelang verboten war, von
Ermordung zu sprechen. Nach offizieller Version handelte es sich um
Selbstmord, und wer das in Frage stellte, wurde mit Strafverfahren
überzogen. Die bürgerlichen Medien ignorieren bis heute die
Haftbedingungen. Der Staat versuchte zu verschleiern, daß eine
Fundamentalopposition existierte und daß die Gefangenen gefoltert und
ermordet wurden.

Der Hungerstreik endete Mitte Mai 1989 nach vier Monaten. Danach
wurde die Zeitung in Angehörigen Info umbenannt, weil dies die
wichtigsten HerausgeberInnen waren. Sie berichtete über den
Hungerstreik, die Haftsituation und Solidaritätsaktionen, was sehr
wichtig war, weil es keine sonstigen Presseorgane gab, die das getan
hätten. Das Angehörigen Info erschien alle zwei Wochen, die Auflage
war geringer, und 2005 wurde die Zeitung in Gefangenen Info umbenannt.
Die Eltern der Gefangenen waren meist um 1910/1920 geboren und nach
und nach gestorben. Bis Ende 2008 wurde das GI vom GNN-Verlag
herausgegeben (Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und
Nachrichtenverbreitung), dessen Verlegerin Christiane Schneider war,
die heute in der Linkspartei ist. Da die Zeitung keinen Gewinn mehr
abwarf, sollte sie eingestellt werden. Daraufhin beschloß das Netzwerk
Freiheit für alle politischen Gefangenen, sie ab 2009 weiterzuführen.
Die RAF löste sich 1998 auf, es kam zu einer Spaltung unter den
Gefangenen, was sich natürlich auch für die Zeitschrift bemerkbar
machte, da die Zahl der LeserInnen zurückging. Die Kämpfe aus einer
antiimperialistischen Perspektive gab es in der deutschen Linken nicht
mehr. Im Gefolge der Umbrüche von 1989 nicht nur in Deutschland,
sondern überall auf der Welt waren die Kämpfe "im Herzen der Bestie"
in Deutschland, den USA, Frankreich, Italien oder Griechenland
rückläufig - nicht nur die bewaffneten Kämpfe, sondern auch die
massenhaften Demonstrationen.

Das GI öffnete sich thematisch verstärkt hin zu politischen Gefangenen
aus anderen Ländern wie Mumia Abu Jamal oder Georges Ibrahim Abdallah,
aber auch für soziale oder rebellische Gefangene, die teilweise auch
isoliert sind und sich gegen ihre Haft wehren. Das hat die Zeitschrift
inhaltlich verändert. Jede Ausgabe ist einem Schwerpunkt gewidmet, der
sehr unterschiedlich sein kann. Aktuell natürlich "30 Jahre Gefangenen
Info", aber auch Paragraph 129b, Prozesse gegen türkische AnwältInnen,
Forensik, kurz alles, was mit Repression und Widerstand zu tun hat,
soll thematisch bearbeitet werden. Häufig werden auch Briefe von
Gefangenen veröffentlicht, die abgetippt werden müssen, weil die
Gefangenen keinen Zugang zum Internet haben, was viele draußen nicht
wissen. Es gibt Gefangene, die das Info lesen und die Inhalte sehr
genau verfolgen, aber auch eine Reihe anderer Gruppen, die daran
Interesse haben. Vieles wird auch aus anderen Sprachen übersetzt.
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Drakonische Repression des bürgerlichen Staates

Der Staat hat auf Gegenöffentlichkeit stets mit drakonischen Mitteln
reagiert. Als der Hungerstreik begonnen hatte, gab es sehr viele
Erklärungen von Gefangenen. Daraufhin liefen Verfahren nach Paragraph
90a wegen Verunglimpfung aufgrund der Aussage, daß die
Bundesanwaltschaft Tote in Kauf nehme. Es gab aber auch Verfahren nach
129a Bildung einer terroristischen Vereinigung gegen GenossInnen aus
dem Antiimperialistischen Widerstand, die nicht in der RAF organisiert
waren, aber politisch mit ihr zusammen gekämpft haben. Betroffen waren
neben Gefangenen auch Anwälte. So kann erst seit ein, zwei Jahren
geschrieben werden, daß die Gefangenen in Stammheim ermordet worden
sind, ohne sofort mit einem Strafbefehl konfrontiert zu werden.
Inzwischen ist mehr darüber zu erfahren, das die staatlich verordnete
Hypothese widerlegt. Der verstorbene Anwalt Gerd Klusmeyer hat von
einer Kontinuität von NS-Faschismus bis zu hin zum Umgang mit den
Gefangenen der RAF gesprochen, wofür es ebenfalls ein Verfahren
setzte. Indessen hat das Gefangenen Info von den ca. 30 Verfahren alle
bis auf zwei gewonnen.

Während die Behörden inzwischen weniger als in der Vergangenheit auf
Aussagen zu den Todesumständen der RAF-Gefangenen in Stammheim
reagieren, gab es ein Verfahren wegen 129b gegen das GI wegen eines
Berichts der Roten Hilfe Düsseldorf. Darin ging es um einen blinden
Gefangenen und die Aussage des Vorsitzenden Richters am Strafsenat des
OLG, für den Angeklagten sei Beugehaft wohl ein wirksames Mittel, um
sich zu besinnen, denn er sei ja erblindet. Die Richterschaft
behauptete, diese Aussage sei nie gefallen, worauf das Amtsgericht
eine Geldstrafe von 2800 Euro verhängte. Nachdem dies an die
Öffentlichkeit gebracht worden war und das Gefangenen Info breite
Unterstützung unterschiedlicher Spektren erfuhr, gab ihm das
Landgericht recht und stufte die Zitation als freie Meinungsäußerung
ein.

Die Redaktion muß auch Beiträge dementsprechend prüfen, die sie nicht
selbst geschrieben hat. Eine Zensur der unterschiedlichen Meinungen
findet jedoch nicht statt, denn es sind alle Gruppen willkommen, die
sich im Kampf gegen Repression in Solidarität einfinden. Natürlich
bewegen sich die Akteure im linken Spektrum, doch davon abgesehen
werden die Unterschiede in den jeweiligen politischen Positionen für
nachrangig erachtet. Jede Ausgabe wird zusammen mit einem Anwalt
daraufhin überprüft, ob die Inhalte so veröffentlicht werden können.
Bei der letzten Ausgabe mußte ein Artikel wegen einer Äußerung
herausgenommen werden, die möglicherweise Ärger eingebracht hätte. Es
handelte sich um die Aussage eines Insassen der Forensik, die durchaus
nachvollziehbar war. Dennoch kommt man um diese Prüfung nicht herum,
zumal ja auch die Gefangenen die Zeitung bekommen sollen. Das
Gefangenen Info taucht teilweise auch im Verfassungsschutzbericht auf,
was sich insofern als positiv auslegen ließe, als es auf die Relevanz
der Arbeit verweist. Wir streben an, überflüssig zu werden, weil es
keine Unterdrückung und Folter mehr gibt. Aber bis dahin gibt es noch
viel zu tun, so Wolfgang Lettow.

Verteidigt wird die Geschichte der RAF, aus der heraus das GI
entstanden ist. So werden Beiträge zu bestimmten Daten oder
historische Rückblicke veröffentlicht. Die Geschichte der RAF wurde
von den bürgerlichen Medien permanent umgeschrieben, wobei immer
wieder neue Wellen der Bezichtigung folgen. Zuletzt wurde behauptet,
daß die Mitglieder der RAF ihre Kinder verwahrlost zurückgelassen
hätten, als sie in den bewaffneten Kampf gezogen seien. Durch die
Präsenz über 30 Jahre ist das GI zu einem Ansprechpartner für Menschen
geworden, die auf die eine oder andere Weise von Repression betroffen
oder an diesem Thema interessiert sind. Diese Zeitung kann indessen
nicht besser sein, als die Leute, die sie unterstützen und die ihr
Rückmeldung geben. Sie ist kein Service-Unternehmen, sondern stellt
den beträchtlichen Aufwand vom Schreiben und Übersetzen bis hin zum
Layout in den Kontext der Freiheit für die politischen Gefangenen.
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Das Ringen um Gegenöffentlichkeit

Gegenöffentlichkeit gab es schon vor dem Hungerstreik Info in Gestalt
kleiner Schriften der Angehörigen, die von Hand getippt und
vervielfältigt wurden und alle drei, vier Monate erschienen. Im Jahr
1977wurden viele Linke verhaftet, die Kontakt zu Gefangenen hatten
oder als Drucker aktiv waren. Es gab eine öffentliche Hetze, jeden
Abend wurden nach der Tagesschau die Fahndungsbilder gezeigt. 40
Menschen aus dem unbewaffneten Widerstand saßen im Gefängnis: Die drei
Stammheim-Anwälte Klaus Croissant, Arndt Müller und Armin Newerla,
aber auch Leute, die Gegenöffentlichkeit wie ein Infobuch oder
verschiedene Stadtteilzeitungen hergestellt hatten. Die Lähmung
angesichts dieser Repression ließ erst 1978 nach, als etwa zehn
GenossInnen die Nachrichtenagentur dpa in Frankfurt besetzten, weil
die Gefangenen Werner Hoppe und Karl-Heinz Dellwo lebensgefährlich
erkrankt waren. Die BesetzerInnen wurden verhaftet und saßen ein
halbes bis dreiviertel Jahr im Knast. Diese Aktion zeigte, daß man
doch etwas bewegen kann. Es gab Ansätze der Gegenöffentlichkeit, aber
keine zentrale Publikation, da solche Versuche kriminalisiert und
zerschlagen wurden.

Auf dem Russel-Tribunal wurde die Isolationsfolter nicht thematisiert,
da die Leute Angst vor Strafverfolgung hatten oder aber die RAF
ablehnten. Es kam zur Spaltung der Linken anhand der Frage militanter
Aktionen, es schlug die Stunde der Grünen, der taz und anderer
Gruppierungen, die angeblich zwischen Staat und bewaffneten Kampf
standen, aber auf dem Durchmarsch zu staatstragenden Kräften waren. Ab
1978/79 organisierte sich die Linke neu, die autonome Linke wurde
wieder stärker und brachte in Bonn Zehntausende Menschen für die
Gefangenen auf die Straße. 1988 gab es in Westberlin eine Tagung von
Weltbank und IWF, die gestört wurde, was dazu führte, daß solche
Konferenzen nicht mehr abgehalten wurden. Auch die unbewaffnete Linke
war in Deutschland ein Faktor, der eine gewisse Wirkung erzielte. Nach
Demonstrationen gegen Reagan und Bush hieß es, der Stein, der auf das
Auto geworfen wurde, sei bis zum Weißen Haus geflogen.

Die taz galt als Nachfolgeorgan des Informationsdienstes für
unterdrückte Nachrichten (ID), und ihre Redaktion wurde mehrfach
besetzt. Sie lancierte Kampagnen gegen die RAF und überhaupt militante
Linke. So sagte der damalige Chef des Hamburger Verfassungsschutzes
Christian Lochte Mitte der 80er Jahre in einem taz-Interview, die RAF
sei in der Hafenstraße. Die taz wurde in Hamburg häufiger besetzt,
weil sie aufgrund ihrer Herkunft aus einem linken Zusammenhang
glaubwürdiger als etwa die Springerpresse und insofern für die Linke
gefährlicher war. Als die taz ihr 40jähriges Jubiläum feierte, war die
Abrechnung mit der RAF immer noch ein Thema. Die Hoffnung der Linken,
mit ihr über ein gemeinsames Medium zu verfügen, zerschlug sich rasch.
Sie sog die Bemühungen linker Zusammenhänge nach einer eigenständigen
Gegenöffentlichkeit auf, um sie zu institutionalisieren und zu
neutralisieren. Ehemalige RedakteurInnen der taz sind längst bei der
Welt und der Frankfurter Rundschau oder arbeiten sogar in Ministerien.
Heute wird sie eher nicht mehr besetzt, weil sie inzwischen so weit
von der Linken entfernt navigiert und nicht einmal mehr das
Feigenblatt abgibt.

Da die Gegenöffentlichkeit in den letzten Jahren erheblich geschwächt
wurde, können einst erkämpfte Errungenschaften rückgängig gemacht
werden. Isolationshaft wird weiter praktiziert, die Zahl politischer
Gefangener ist durch 129b gestiegen. Türkische Gefangene bezeichnen
die Isolationshaft in Deutschland sogar als schlimmer als in der
Türkei, weil die Gefangenen dort zu dritt inhaftiert sind, was hier
nur ganz selten vorkommen soll. Es gab also gute Gründe, das GI weiter
herauszubringen, das im deutschsprachigen Raum die längste Geschichte
als Gefangenenzeitung hat. Es arbeitet mit der Roten Hilfe
partnerschaftlich zusammen, die bei Verfahren finanzielle
Unterstützung leistet. Als eingetragener Verein mit mehr als 10.000
Mitgliedern und einer Präsenz in 50 Städten ist die Rote Hilfe
natürlich sehr viel breiter aufgestellt als der kleinere Kreis des GI
in drei Städten.

Was eine mögliche redaktionelle Zusammenarbeit betrifft, versucht das
GI nach Möglichkeit, eigenständig zu arbeiten. Übernähme man viele
Beiträge aus anderen Medien, würde es sich überflüssig machen. Während
die Gefangenen über ein Defizit an Informationen klagen, wird man
draußen regelrecht vollgemüllt. Es gilt also auszusortieren, was man
für wichtig erachtet und in Form längerer Artikel zuerst im GI
veröffentlichen will. Gruppen in anderen Städten, die für ihre gute
Arbeit bekannt sind, werden angeschrieben, wenn dort gerade Prozesse
laufen. Sie werden gebeten, selber etwas zu schreiben, weil sie das
authentischer als die Redaktion aus der Ferne tun können. Das GI
berichtet auch über andere Länder wie etwa die Türkei, die Ukraine
oder in ihrer aktuellen Ausgabe über Indien, da die internationalen
Kämpfe für sehr wichtig erachtet werden. Das GI möchte ein Katalysator
für politische und praktische Prozesse sein, was natürlich für eine
Zeitschrift ein sehr hoher Anspruch ist.
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Im Kampf um Deutungsmacht

Diskutiert wurde auch die Frage, in welchem Maße Gefangene noch
stärkere Repression erfahren, die Zeitungen wie das GI beziehen und
sich für ihre Rechte einsetzen. So sei nur allzu verständlich, wenn
sie sich anpassen, um möglichst schnell wieder herauszukommen. Aus
Sicht des GI ist es generell die Entscheidung der Gefangenen, wie weit
sie sich exponieren wollen. Man kann die Repression nicht verhindern,
doch ist Solidarität von außen sehr wichtig, zumal sich die
Drohkulisse selbst außerhalb des Gefängnisses auswirkt, wenn
beispielsweise Leute Angst haben, zum Prozeß zu gehen, weil sie
Nachteile bei ihrem Studium oder im Beruf befürchten. Der zu einer
langjährigen Haftstrafe verurteilte Musa Asoglu rät dringend dazu, daß
sich die Angehörigen und UnterstützerInnen vernetzen, um drinnen und
draußen eine Front aufzubauen. In der Roten Hilfe gibt es Ideen, die
Unterstützung von Gefangenen durch Spezialisten zugunsten anderer
Ansätze zu überwinden. "Unterstützung" sei ohnedies ein ungeeigneter
Begriff, weil es um den gemeinsamen Kampf und die Befreiung der
Gefangenen gehe, so Wolfgang Lettow.

Die RAF stand für Inhalte, für die sie verfolgt wurde, und ihre
Mitglieder wurden im Knast isoliert, weil sie Revolutionäre waren.
Deshalb ist es wichtig, nicht nur die Repression aufzuzeigen, sondern
auch herzuleiten, wofür sie standen und welchen Kampf sie führten.
Gegenöffentlichkeit kann verschiedene Formen haben, nämlich
Gegendarstellungen, Demonstrationen, aber auch Besetzungen. Eine
Möglichkeit bietet die Mitarbeit bei einem freien Radiosender, was
natürlich nicht konfliktfrei verläuft. Verwendet man Begriffe wie
"Bankenteignung" oder "Isolationsfolter", ruft dies heftige Reaktionen
anderer Medienvertreter auf den Plan. Indessen bietet das Radio eine
sehr viel weitere Verbreitung als eine Zeitschrift, da ein Podcast im
gesamten deutschsprachigen Raum gehört werden kann.

Eine Teilnehmerin berichtete von einer Konferenz der Linkspartei über
Antirassismus, bei dem eine Journalistin von Spiegel online über
Haßkommentare von Rechten klagte. Ihr fehle es an Ressourcen, sie
stehe mit dem Rücken an der Wand, sie habe eine Schere im Kopf. Das
Dilemma von JournalistInnen, die sich für links halten, aber bei
bürgerlichen Medien ihr Geld verdienen, verwundert nicht. Wer bei
diesen Medien anheuert, muß deren Vorgaben erfüllen. Wer über andere
Inhalte schreiben möchte, steht vor der Aufgabe, eigenständige
Publikationsorgane zu schaffen. JournalistInnen stehen in der
Online-Arbeit unter immensem Druck, da alles bemeßbar ist und
registriert wird. Die Kommentare sind Teil dieses Konzepts. Die Rechte
faßt in den Medien immer stärker Fuß, Kramp-Karrenbauer vertritt offen
Positionen, wie man sie bislang nur von der AfD gehört hatte.
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Verschiedene Fronten - ein Kampf

Die Kämpfe gegen den Imperialismus lassen sich nicht von den Kämpfen
um die Befreiung der Gefangenen trennen, lautete eine zentrale
Position in der Gesprächsrunde. Man dürfe nicht über der
Auseinandersetzung mit der Repression vergessen, die grundsätzliche
politische Arbeit weiterzuführen, da die Repression andernfalls ihr
Ziel erreicht habe. Ist die Linke dadurch gelähmt, kämpft sie nicht
länger gegen Imperialismus, Krieg und Faschismus. Die politische
Arbeit dürfe nicht enden, wenn ein Mensch eingesperrt wird. Die
Trennung von Antirepression und Antiimperialismus hat sich in den
letzten Jahren verschärft, zumal ein Teil der Antifa-Gruppen eine
internationalistische Politik ablehnt. Dies führe zu einer
Entpolitisierung der gesamten Linken.

In den USA gab es den großen Hungerstreik der Isolationsgefangenen in
Kalifornien, der gemeinsam mit den Angehörigen organisiert wurde. Für
die überwiegend schwarzen oder hispanischen Gefangenen war dies ein
enormer Politisierungsschub, da Antirepression und allgemeine
politische Arbeit zusammenfielen. Dieses Phänomen wurde jedoch in
Deutschland kaum wahrgenommen. Hierzulande wird die Frage, wie man es
mit Israel und den Palästinensern hält, auf die ideologische Spitze
des Antisemitismusvorwurfs getrieben, der mit der deutschen
Staatsräson in eins geht und von Herrschaftsinteressen
instrumentalisiert ist.

Ein Gesprächsteilnehmer hob hervor, daß bürgerlicher Parlamentarismus
der radikalen Linken stets in den Rücken falle. Um Klassenbewußtsein
zu entwickeln, müsse man mit den Leuten ins Gespräch kommen und ihnen
klarmachen, daß diese Verhältnisse gegen ihr Interesse und 90 Prozent
der Menschen sind. Die Rechten stellen sich nicht über die Leute, sie
gehen hin und sagen, wir beide sitzen im selben Boot, es geht mit
Deutschland bergab. Die meisten Linken stellen sich an den Rand und
sagen, paß auf, ich erklär dir die Welt. Aber niemand hat Bock, sich
belehren zu lassen. Die widerliche Arroganz sei das Problem der
Linken. Keiner vertraue der linken Bewegung mehr, die mit dem Anspruch
daherkomme, alles besser zu machen. Wir haben Hartz IV bekommen, wir
haben Sozialabbau, und den Menschen geht es immer schlechter. Wenn
sich Leute hinstellen und erklären, dieses Mal machen wir alles besser
und gehen mit euch gemeinsam auf die Straße, glaubt das keiner mehr.
Wir müssen das Vertrauen zurückgewinnen, wir müssen die Kämpfe führen
und wir müssen mit den Menschen gemeinsam kämpfen, leben und arbeiten.

Man kann Menschen erreichen, wo sie persönlich betroffen sind, so eine
weitere Position in der Runde. Jugendliche seien heute insbesondere an
Fragen wie Tierrechten, Unterdrückung von Frauen, Schwulen und anderen
Menschen oder Klimakämpfen interessiert. Identitätspolitik und
Klassenpolitik müssen verbunden werden, sonst erreicht man die jungen
Leute nicht mehr. Die AktivistInnen der sozialökologischen Kämpfe im
Hambacher Wald haben ein anarchistisches Selbstverständnis, ohne sich
mit fundierter Kapitalismuskritik, Revolution oder selbst
anarchistischer Geschichte und Theorie zu befassen. Dennoch ist ihr
Anliegen ernsthaft und authentisch, setzen sie sich doch mit allem,
was sie haben, für ihren Kampf ein. Jahrelang wurden sie von den
Medien ignoriert, plötzlich waren sie ständig in der Tagesschau. Sie
wurden von einer Medienwelle überrollt, der sie im Grunde hilflos
gegenüberstehen. Es kommen Greenpeace, Campact, der BUND mit ihren
PR-Profis, die das Geschäft übernehmen. Sie machen die große Demo mit
50.000 Leuten, und die AktivistInnen, die seit Jahren auch im Winter
im Baum sitzen, tauchen nicht mehr auf. Sie haben zwar ein bißchen
dagegengehalten, aber sie hört keiner mehr.

Die Position, daß wir nichts zu verlieren haben, weil der Kapitalismus
Zerstörung bedeutet, ist als Bruch mit dem System nur noch selten
anzutreffen. Die jungen Menschen im Hambacher Forst haben viele Kämpfe
schlichtweg nicht erlebt und wissen nichts darüber. Das kann man ihnen
nicht vorwerfen. Sie riskieren etwas und gehen dafür sogar in den
Knast, und das muß unterstützt werden, denn man lernt im Kampf.
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Aus der Ausstellung "Kultur und Widerstand von 1967 bis heute" [3]
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Fußnoten:


[1]www.akj.rewi.hu-berlin.de/alt/zeitung/99/2/14.html

[2]Siehe dazu:

BERICHT/335: Rote Hilfe - gezügelt, bedroht, gefährdet ... (SB)

www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0335.html

[3]BERICHT/145: Vorwärts und nicht vergessen ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0145.html
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SCHACH-SPHINX/06869: Erfahrung zahlte sich aus (SB)


Anläßlich des 75. Geburtstages des Internationalen Meisters Herbert
Heinicke veranstaltete die SG Favorite Hammonia Hamburg ein Turnier,
an dem vier Großmeister teilnahmen; zwei davon, Vlastimil Hort und
Bojan Kurajica, sollten schließlich auch unter die Preisträger kommen.
Der Hamburger Christian Clemens vertrat seine Heimatstadt würdig und
belegte im starken Teilnehmerfeld immerhin den geteilten vierten und
fünften Platz. Es gab jedoch auch Favoritenstürze. So kam der
Großmeister Ludek Pachman nicht über den siebten Rang hinaus, wohl
auch, weil er gegen den Schweden Holm nur ein Remis erzielen konnte.
Dieser hatte sich vom Rang und Namen seines Kontrahenten nicht
einschüchtern lassen und eröffnete früh die Feindseligkeiten mit einem
gekonnten Figurenopfer. Schließlich entstand im heutigen Rätsel der
Sphinx folgende Stellung. Weiß übte eine fürchterliche Präsenz und
Wirkung auf der langen Diagonalen a1-h8 aus. Es schien, als müßte
Pachman nun mit 1...Sd5xc3 seine Dame geben, um das Schlimmste zu
verhüten. Doch die lange Turniererfahrung und die Kenntnis einiger
Pointen retteten Pachman vor einer beschämenden Niederlage, Wanderer.
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Holm - Pachman

Hamburg 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Eine stabile Persönlichkeitsstruktur hätte die Niederlage nach
1...Se6xf4+! 2.Le3xf4 Dg8xc4+ 3.Td2-d3 Lh6xf4 4.Sa7xc6 Dc4-e4+ 5.Ke2-
f1 Tc8-g8! 6.Td3-g3 Tg7xg3 7.h2xg3 De4-h1+ 8.Kf1-e2 Dh1xh5+ 9.Tf2-f3
Tg8xg3 10.Sc6-d4 Tg3-g2+ 11.Ke2-d3 Tg2-d2+ 12.Dd1xd2 Lf4xd2 13.Kd3xd2
Dh5-h2+ 14.Kd2-d3 e7-e6 sicherlich leicht verwinden können, doch ein
geltungssüchtiger Mensch wie Browne nie und nimmer.



Erstveröffentlichung am 18. März 2006
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